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1 Vorgaben

1.1 Lage und Geltungsbereich des Plangebiets

Das Plangebiet befindet sich am 0Ostlichen Rand des Stadtteils Leverkusen-Manfort an der
Grenze zu Alkenrath. An den Siedlungsraum schlie3en sich im Osten die teilweise in Land-
schafts- und Naturschutzgebieten gelege-
nen Grinraume entlang der Dhinn an.

ung entlang des "Mauspfads”, im Norden
von Wohnbauflachen an der "Alten Heide",
im Osten von Zier- und Nutzgarten und im
Suden von dem Tennis- und Badminton-
Center "Schloss Morsbroich” umgrenzt. Im
Sudosten des Plangebiets hat die Schiel3-
sportanlage der St. Sebastianus Schut-
zenbruderschaft Manfort e.V. ihren Stand-
ort. Ostlich des Plangebiets verlauft die
Guterverkehrsbahntrasse der Deutschen
Bahn AG.

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstiicke 472 teilweise, 475 teilweise (Sondergebiet),
710, 712, 716, 733 bis 742 und 746 bis 770 der Flur 31 der Gemarkung Wiesdorf.

Die raumliche Abgrenzung des Geltungsbereiches ist dem Entwurf des Bebauungsplans zu
entnehmen.

Die Flache des geplanten Wohngebietes betragt einschlie3lich der offentlichen Verkehrsfla-
che rund 0,93 ha (vgl. auch Tabelle unter Punkt 3). Zusatzlich werden rund 0,43 ha auf ei-
nem Teil des Flurstiicks 472 als private Freizeitgarten sowie die ca. 0,35 ha grol3e Flache
der vorhandenen SchieRanlage (Flurstiick Nr. 475) als Sondergebiet in die Abgrenzung des
Plangebietes einbezogen.

Das Plangebiet ist tber die sudlich verlaufende Gustav-Heinemann-Straf3e (Landesstral3e
L 290) an das Uberortliche Stral3ennetz angebunden.

1.2 Anlass und Ziel der Planung

Ziel der Planung ist es, am Ortsrand von Leverkusen-Manfort eine Einfamilienhausbebauung
zu realisieren. Das Baurecht hierzu soll tber die Aufstellung dieses Bebauungsplanes ge-
schaffen werden. Als Bebauung sind 12 freistehende Einzelhduser sowie 10 Doppelhduser
mit einem bzw. zwei Geschossen vorgesehen (ca. 22 WE). Die Flachen liegen tberwiegend
in der Hand eines Einzeleigentimers, der die ErschlielBung des Gebietes als ErschlielRungs-
trager Ubernehmen wird.

Das Baugebiet wird den Gerauscheinwirkungen aus der nah gelegenen Schiel3sportanlage
unterliegen. Hier werden aktive Schallschutzmaf3nahmen am Emissionsort erforderlich. Das
Grundstick der Schief3anlage wird daher gleichfalls mit entsprechenden Festsetzungen zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen in den Bebauungsplan aufgenommen.
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Das neu geplante Wohngebiet riickt an die bestehende Giterbahntrasse heran und liegt in-
nerhalb eines Bereichs sehr hoher Larmpegel. Durch geeignete Larmschutzmal3nahmen
muss sichergestellt werden, dass die Aufenthaltsraume und -bereiche im Wohngebiet keinen
die Gesundheit gefahrdenden Larmeinwirkungen ausgesetzt ist.

Zur Erhaltung der Freizeitgarten mit ihren 6kologischen Netzstrukturen als Puffer zwischen
der neuen Wohnbebaubauung und den Natur- und Landschaftsschutzgebieten entlang der
Dhiinn, aber auch zur Festlegung einer fuBlaufigen Wegeverbindung zwischen dem Neu-
baugebiet und der Wegeverbindung entlang der Bahn werden diese Garten in den Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes aufgenommen. Entsprechende Festsetzungen zum Schutz
und Entwicklung der Natur und Landschaft werden getroffen.

1.3 Ausgangssituation / Problemdarstellung

Bevolkerungsentwicklung und Wohnbaulandbedarfprognose

Leverkusen verbuchte in den 1990er Jahren einen leichten, wanderungsbedingten Bevélke-
rungszuwachs und halt seine Einwohnerzahl bei rund 161.000 nahezu konstant.

Der Saldo der natirlichen Bevolkerungsbewegung (Geburten — Sterbefélle) fiel im gleichen
Zeitraum deutlich negativ aus, und dieser Trend wird sich bis 2015 auch weiterhin fortsetzen.
Demzufolge besitzt die Wanderungsbilanz fir Leverkusen eine vergleichsweise grof3e Be-
deutung, um eine konstante Bevdlkerungsentwicklung zu gewabhrleisten.

Regional gesehen verzeichnete Leverkusen Wanderungsgewinne aus den Stadten Kéln und
Monheim; an die bergischen Nachbarn hingegen verlor Leverkusen Einwohner. Hintergrund
der Kern-Umland-Wanderung ist oftmals der Wunsch nach Wohneigentum. MaRgeblichen
Einfluss hat die in den unmittelbaren Nachbargemeinden weit groRere Verfligbarkeit an
Grundsticken, insbesondere fiir den Eigenheimbau.

Vor dem Hintergrund einer ungebrochenen Zunahme des Pro-Kopf-Verbrauchs an Wohnfla-
che bis 2004 hat die Bedarfsanalyse fur den Flachennutzungsplan einen erheblichen Bedarf
an Wohnbauflachen bis 2015 prognostiziert.

Demografischer Wandel

Die Bevolkerung Leverkusens wird seit Jahren durchschnittlich &lter. Dieser Prozess wird
sich auch in Zukunft fortsetzen. Um den demografischen Wandel in seiner Geschwindigkeit
zu bremsen, sollen mit Baulandangeboten EntwicklungsspielrAume geschaffen werden, da-
mit ,junge Haushalte* Immobilien erwerben kdnnen und in der Stadt bleiben. Entsprechend
besteht in Leverkusen ein Bedarf an Wohnbauflachen.

Wenn die Stadt Leverkusen die heutige Einwohnerzahl bis zum Jahr 2015 halten will, muss
sie als Wohnstandort attraktiver werden und zielgruppenorientierte Wohnangebote insbe-
sondere fur den Ein-, Zweifamilien- und Reihenhausbau schaffen. "Leverkusen soll als att-
raktiver Wohnstandort in der Region gestarkt werden und dadurch die Bevolkerungsentwick-
lung stabil halten. (...) Dem Abwanderungstrend insbesondere junger Familien soll entge-
gengewirkt werden. Durch ein entsprechendes Angebot versucht Leverkusen, Haushalte mit
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Eigentumswinschen in der Stadt zu halten. Bis 2015 wird der Schwerpunkt des Wohnungs-

neubaus deshalb auf dem Eigenheimsektor liegen".

Hierfir missen ausreichende Flachen zur Verfligung stehen. Der FNP nennt eine gegeniber
dem Handlungsprogramm Wohnen aktualisierte Wohnflachenbedarfsprognose von 168 ha,
tatsachlich sind im Flachennutzungsplan 155 ha dargestellt. Hieraus wird deutlich, dass der
Bedarf deutlich gréRRer ist als das derzeit verfligbare Angebot.

Das geplante Wohngebiet stellt die einzige im Flachennutzungsplan der Stadt Leverkusen
fur eine Wohnraumentwicklung im Stadtteil Manfort dargestellte, zusammenh&ngende Bau-
flache dar. Im benachbarten Stadtteil Alkenrath stellt der FNP keine und in Wiesdorf Ost nur
begrenzt Flachen fir Wohnungsneubau dar. Da die Flachen in Manfort zudem durch den Ei-
gentumer selbst entwickelt werden, kénnen sie dem Markt voraussichtlich kurzfristig zur Ver-
fligung gestellt werden. Somit ist das neue Wohnbaugebiet trotz seiner begrenzten Flache
vergleichsweise bedeutend fiir die Entwicklung von Leverkusen-Manfort als Wohnstandort.

1.4 Planverfahren

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemald 8§ 13 a Baugesetzbuch
(BauGB) aufgestellt, da er im Sinne des Gesetzes der Nachverdichtung von innerstadtischen
Flachen zur Schaffung von weiterem Wohnraum und damit der Innenentwicklung stadtischer
Bauflachen dient.

Bebauungsplane, die im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, unterliegen keiner
férmlichen Umweltpriifung nach 8 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB). Der vorliegende Be-
bauungsplan darf im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, da die hierflr nach Bau-
gesetzbuch vorgeschriebene maximale Gré3e der zulassigen Grundflachen von insgesamt
2 ha nicht Uberschritten wird und keine Zulassigkeit von Vorhaben mit der Pflicht zur Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz lber die Umweltvertréaglich-
keitsprifung oder nach Landesrecht begriindet wird. Zudem bestehen keine Anhaltspunkte
zur Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzguter
(Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung usw.) (vgl. auch unten). Ungeachtet dessen
werden die Belange des Umweltschutzes einschlie3lich des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege uneingeschrankt in die Planung und Abwagung einbezogen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde durch den Bau- und Planungsausschuss der Stadt Lever-
kusen in seiner Sitzung am 10.09.2007 gefasst. Die freiwillig durchgefuhrte friihzeitige Betei-
ligung der Offentlichkeit (Burgerversammlung) erfolgte am 08.11.2007, die friihzeitige Betei-
ligung der Behorden erfolgte parallel dazu.

1.5 Ergebnis der friihzeitigen Beteiligung

Beteiligung der Offentlichkeit

Im Rahmen der Birgerversammlung am 08. November 2007 wurde der Vorentwurf zum vor-
liegenden Bebauungsplan vorgestellt und mit den anwesenden Blrgerinnen und Birgern er-
Ortert. Im Lauf der Diskussion bildeten sich Schwerpunkte bei den Themen Kraftfahrzeugver-
kehr, Nachbarschaft der Tennisanlage sowie Bauh6he der Hauser rickwartig der Bebauung
am Mauspfad. Die Konflikte aus dem Sportlarm und der néchtlichen Beleuchtung der Ten-
nisanlage mit der benachbarten Wohnbebauung wurden darauf folgend durch einen Schall-

! Quelle: Erlauterungsbericht zum Flachennutzungsplan vom 15.05.03, S. 24
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gutachter untersucht. Die erforderlichen Larmwerte kénnen eingehalten werden. Fir die neu
hinzutretenden Baugrundstiicke wurden entsprechende privatrechtliche Verzichtsvereinba-
rungen zwischen den Eigentimern getroffen, die Betriebseinschréankungen des Tennis- und
Badminton-Center ,Schloss Morsbroich* auf Grund der Einspriiche der neu zuziehenden
Nachbarn ausschlie3en.

Nach der Burgerversammlung wurden zusétzlich schriftliche Stellungnahmen eingereicht, die
wiederum die Themen "Bauhdhen" und "Abstande der neuen Bebauung zu den Bestands-
gebduden" sowie "Zunahme des ruhenden und fahrenden Verkehrs" aufnehmen. Zur nordli-
chen Plangebietsgrenze wurden diese Einwendungen durch Begrenzung der Traufh6he und
planungsrechtliche Festschreibung eines Grenzabstandes von mindestens 3 m bertcksich-
tigt. Zur westlichen Plangebietsgrenze wurde zwar die Zweigeschossigkeit beibehalten, der
Abstand der Baugrenze zu den bereits bebauten Nachbargrundsticken wurde jedoch ver-
groBert und an Stelle der dichten Doppelhausbebauung wurde eine Bebauung mit Einzel-
hausern auf Grundstiicken vergleichbar denen der Bestandsbebauung festgesetzt. Fir die
Firste wurden die H6hen von 12,00 m auf maximal 10,50 bis 11,00 m Gber Geldnde abge-
senkt und die Richtung — mit Ausnahme der beiden Baugrundstiicke sidlich der neuen Zu-
fahrtsstralRe - so festgesetzt, dass die Gebaude mit der Traufseite zur Nachbarschaft weisen.
Die Bestandsaufnahme der Bebauung entlang des Mauspfads ergibt eine Uberwiegend
zweigeschossige Bebauung. Da fiir diesen Bereich kein Bebauungsplan vorliegt, kénnen alle
Grundstucke in diesem Bebauungszusammenhang zweigeschossig bebaut werden. Die
Minderheit der heute noch eingeschossig bebauten Grundstiicke - u.a. Mauspfad 22 und 24 -
ist als Mal3stab fir die langfristige bauliche Entwicklung in diesem Bereich nicht geeignet.

Die Zahl von 22 mdglichen Gebauden wurde beibehalten und nicht, wie von Nachbarn vor-
geschlagen, um ein Drittel reduziert. Mit einer mittleren Grundstiicksgréf3e von rund 350 mz2
ergibt sich eine fur den Standort angemessene bauliche Dichte. Die Bedenken in Bezug auf
eine Verknappung des Parkraums im Mauspfad werden durch die im Bebauungsplan grof3-
zligig vorgesehenen Flachen sowohl fiir private als auch fiir 6ffentliche Stellplatze entkraftet.
Eine nennenswerte zusatzliche Gefahrdung von Kindern durch zusétzlichen StralRenverkehr
aus dem geplanten Baugebiet ist unter Bertcksichtigung der gegebenen Verkehrsmengen
nicht zu erwarten.

Der Anregung zur Ausweisung weiterer Gartenflachen am Ufer der Dhinn wurde nicht ge-
folgt. Vielmehr wurden alle Flachen innerhalb des parallel zum Bach verlaufenden Land-
schaftsschutzgebietes aus dem Bebauungsplan herausgenommen, um dem Schutz und der
Entwicklung der Landschaft sowie des angrenzenden FFH-Gebietes Vorrang einzuraumen.

Beteiligung der Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange sprechen sich in ihren Stellung-
nahmen nicht grundséatzlich gegen eine Bebauung im Plangebiet aus. Der Naturschutzbund
nimmt allerdings Bezug auf seine Stellungnahme zum Flachennutzungsplan und regt einen
Nachweis fur die Notwendigkeit neuer Baugebiete in der Stadt Leverkusen an. Unter Bezug
auf Punkt 1.3 dieser Begriindung sehen die Stadt Leverkusen wie auch der Eigentimer der
geplanten Baugrundstiicke diesen Bedarf als gegeben an.

Der Beirat fur Natur und Landschaft gab Empfehlungen zur Gestaltung der Wegeflachen ent-
lang der Dhiinn sowie zu einer Festsetzung energiesparender Bauweise im Plangebiet.
Waéhrend sich die erste Anregung durch Ricknahme der Planung bis hinter die Grenze des
Landschaftsschutzgebiets erlbrigt, werden die Vorschriften zur Energieeinsparung bei Neu-
bauvorhaben durch Bundes- und Landesrecht geregelt sowie durch finanzielle Anreize ge-
fordert. Eine energetisch optimierte Gebaudeausrichtung nach Studen wird zur Unterbindung
von Nachbarschaftskonflikten, die sich in der Birgerbeteiligung abzeichneten, und auch aus
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Grinden des Larmschutzes, welcher eine besondere Stellung der baulichen Anlagen be-
dingt, im Bebauungsplans nicht festgeschrieben.

Von den zu bertcksichtigenden Umweltbelangen erfassen die Stellungnahmen der Trager
offentlicher Belange das Uberschwemmungsgebiet der Dhiinn, den Boden incl. Altlasten/
Kampfmittel, das FFH- Gebiet im Bereich der Dhiinn, das bestehende Natur- bzw. Land-
schaftsschutzgebiet sowie die Bodendenkmalpflege. Diese Stellungnahmen wurden zusam-
men mit dem Entwurf des Plans o6ffentlich ausgelegt. Sie wurde inhaltlich im Planentwurf be-
ricksichtigt.

Fur die Trager der kabel- und leitungsgebundenen Versorgung ist das Plangebiet Uber die
offentlichen Verkehrsflachen erschliel3bar.

Das Polizeiprasidium Koln regt unter dem Aspekt der stadtebaulichen Kriminalpravention
Uber die vorgelegte Planung hinaus die Prifung von MalRnahmen zur Verbesserung der Si-
cherheit an. Soweit diese Prifungsvorschlage Maflnahmen in und an den Hausern sowie auf
den Privatgrundstiicken betreffen, erfolgt keine Berlicksichtigung im Bebauungsplan, da die-
se weder der bauleitplanerischen Konfliktbewéltigung im Sinne des BauGB noch der Gestal-
tungsqualitat im Sinne ortlicher Bauvorschriften (BauO NW) dienen.

Die vorgeschlagenen Prifungen fir MalRnahmen im 6ffentlichen Raum wurden im Rahmen
der Entwurfsbearbeitung durchgefuhrt und finden ihren Niederschlag zum einen in den pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen zu den o6ffentlichen Flachen und zum anderen in der Ent-
wurfsplanung der ErschlieBungsanlagen.

Der Anregung zur Integration des sozialen Wohnungsbaus wurde auf der Ebene des Bebau-
ungsplans nicht gefolgt. Weder die unmittelbare Umgebung, noch das Plangebiet selber las-
sen fUr die Ausweisung von Bauflachen fur Personen mit besonderem Wohnbedarf entwick-
lungsfahige Ansatze erkennen.

1.6 Anderungen nach der friihzeitigen Beteiligung

Nach Durchfiihrung der friihzeitigen Beteiligung wurde der Geltungsbereich des Bebauungs-
planes gegeniber dem Vorentwurf veréndert bzw. zurickgenommen.

Zum einen wurde aufgrund von Anregungen in Abstimmung mit den Eigentimern der
Grundstiicke "Alte Heide" Nr. 24, (FI.Stk. 613) und Nr. 26/28 (FI.Stk. 469) vereinbart, dass
durch Zukauf bzw. Flachentausch von kleineren Grundstiicksteilflichen die Plangebietsgren-
zen derart verandert werden sollen, dass fir die bestehenden und die geplanten Bau-
grundstucke ginstige Grundstuckszuschnitte entstehen werden. Dabei wurden die nach
Landesbauordnung erforderlichen Abstandsflachen zum Gebaudebestand berlicksichtigt.
Die hierdurch entstandenen neuen Grundstiicksgrenzen wurden in die Katastergrundlage
des Bebauungsplans eingearbeitet.

Zum anderen wurde die innerhalb des Landschaftsschutzgebietes (FI.Stk. 472 teilweise,
473) als private Freizeitgarten festgesetzte Grinflache aus dem Verfahren genommen, da
hier keine Freizeitgartennutzung entwickelt werden soll und der urspriinglich gewiinschte
FuRweg entlang der Dhiinn derzeit nicht realisiert werden kann. Die Entwicklung dieses sen-
siblen Bereichs soll sich kiinftig u.a. nach Fachplanungsrecht richten.

Des Weiteren wurde die als Spiel- und Sportanlage festgesetzte Schiel3sportanlage an die
Flachennutzungsplandarstellung als Sonderbauflache durch Festsetzung eines Sonderge-
bietes mit Zweckbestimmung "Schiel3anlage" angepasst.
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Wahrend des Planverfahrens (Jahr 2009) wurden seitens der Deutschen Bahn AG neue
Prognoseberechnungen fir das Schienenverkehrsaufkommen auf der dstlich gelegenen Gu-
terverkehrstrecke bis zum Jahre 2015 vorgelegt.

Zum Zeitpunkt der Birgerversammlung war auf Grund der bisherigen Berechnungen des
Schienenverkehrsaufkommens davon ausgegangen worden, dass freistehende Einzelhauser
(zur Bahntrasse hin) sich durch eine entsprechende Grundrissgestaltung schiitzen kénnten
und auch die Freisitze hinreichend geschitzt waren.

Die nun vorliegenden Prognoseberechnungen zum Verkehrsaufkommen haben zu einer U-
berarbeitung des Schallschutzgutachtens mit z.T. deutlichen Uberschreitungen der hier
zugrunde zu legenden Orientierungswerte der DIN 18005 gefuhrt. Bezogen auf die zu ergrei-
fenden MaRRnahmen wurde Uberschlagig ermittelt, dass aktiver Schallschutz als grundsatzli-
che Handlungsprioritéat an diesem Standort nicht angemessen ist (vgl. Kap. 2.2.1/ Vorkeh-
rungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen). Der erforderliche Larmschutz
muss daher im Sinne passiver Larmschutzmal3nahmen am Immissionsort, also im Wohnge-
biet, hergestellt werden. Daher wurden das Bebauungskonzept Uberarbeitet und bauliche,
technische sowie organisatorische Maflinahmen im Bereich des passiven Larmschutzes ent-
wickelt und als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen.

Das stadtebauliche Konzept stellt sich nun folgendermafRen dar: Die der Bahn am nachsten
gelegenen Bebauung soll nun als zweigeschossige Riegelbebauung realisiert werden, die in
Verbindung mit den Garagen eine larmmindernde Funktion fir die hieran rickwartig gelege-
nen Wohngebaude und Wohngarten hat. Die Bebauung erfolgt tGberwiegend aus Doppel-
hausern. Weiter ist es erforderlich (vgl. unten), entlang dieser Bebauung eine insgesamt 5 m
hohe Larmschutzwand in erster Linie zum Schutz der Freibereiche, d.h. der Garten und Ter-
rassen, zu errichten. Der Bau und die dauerhafte Erhaltung dieser privaten Larmschutzanla-
ge werden vertraglich zwischen dem ErschlieBungstrager und der Stadt Leverkusen verein-
bart.

Die riickwartig der bestehenden Bebauung "Alte Heide" geplanten drei Gebaude bleiben —
orientiert an den Trauf- und Firsthdhen des nérdlichen Bestandes - eingeschossig. Die rick-
wartig der Straf3e "Am Mauspfad" anschlieBenden Gebaude werden ebenfalls zweigeschos-
sig aus dem Entwurf zur friihzeitigen Beteiligung tbernommen.

1.7 Anderungen nach der 6ffentlichen Auslegung

Da der Bebauungsplan nach der 6ffentlichen Auslegung erganzt und geéndert wurde, wur-
den die gegebenenfalls betroffenen Bilrgerinnen und Blrger sowie die Behdrden und sonsti-
gen Trager erneut beteiligt. Mit dem Anschreiben vom 21.04.2011 wurden die zu Beteiligen-
den darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen bis zum 10.05.2011 und ausschlie3lich zu
den geanderten Planinhalten vorgebracht werden konnten. Folgende Festsetzungen wurden
erganzt bzw. gedndert:

- Das Larmschutzkonzept fur die neu entstehende Wohnbebauung vor allem gegeniber
den Schalleinwirkungen der Giterbahntrasse wurde lUberarbeitet. Am Gebietsrand wurde
zusatzlich zur geplanten Riegelbebauung die Errichtung einer ca. 5m hohen Larmschutz-
wand festgesetzt, weitere Festsetzungen zum Larmschutz (passiver Larmschutz, zeitliche
Abfolge der Errichtung der Larmschutzwand vor Errichtung der Wohngeb&ude) wurden
entsprechend angepasst.

- Fuir die Larmschutzwand wurde eine Begrinung vorgesehen. Der Larmschutz bildet damit
den ,begriinten Ubergang* vom Wohngebiet in den Freiraum. Entsprechend wurden die
Grinfestsetzungen ergénzt und angepasst (s. unten), zuséatzliche vertragliche Regelun-
gen hierzu werden getroffen werden.
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- Die Versickerung von Niederschlagswasser auf den privaten Grundstiicken wurde als
zwingende Festsetzung nach BauGB aufgenommen, zuvor war bereits auf die Versicke-
rungspflicht nach Landeswassergesetz verwiesen worden.

- Die Flachen, die als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,SchieRanlage* bzw.
~SchieBanlage/Vereinsheim” festgesetzt sind, missen nicht nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB
als Flachen mit Bodenbelastungen gekennzeichnet werden, ein entsprechendes Gutach-
ten liegt zwischenzeitlich hierzu vor.

- Koniferen wurden aus 6kologischen Grinden nun génzlich ausgeschlossen. Beziiglich
der Einfriedung mit Schnitt- oder frei wachsenden Hecken mit heimischen Sorten wurde
eine Liste mit empfohlenen Pflanzen erganzt.

- Entlang der Larmschutzanlage wurden Ersatzpflanzungen fir entfallende Baume festge-
setzt.

- Die Flache fir Stellplatze und Garagen angrenzend an das Grundstiick Alte Heide 26/28
wurde teilweise zuriickgenommen.

Im Rahmen der Betroffenenbeteiligung wurden zu den o.g. Anderungen keine Bedenken
nach der offentlichen Auslegung mitgeteilt.

AbschlieRend erfolgte eine redaktionelle Anpassung der Festsetzung zu den Schalldamm-
malRnahmen am Schiel3stand, wie sie bereits im Gutachten vom 22.04.2009 vorgegeben
worden waren.

1.8 Planungsvorgaben

Im Landesentwicklungsplan sind Aussagen, die das
Plangebiet konkret und unmittelbar berihren, nicht
enthalten.

Der Regionalplan fir den Regierungsbezirk Kéln (Ge-
bietsentwicklungsplan), Teilabschnitt Region Koln

stellt fur den Planbereich keine Siedlungsflachen dar.
' Die Darstellung der bestehenden Siedlungsflachen
grenzt in diesem Bereich unmittelbar an die Darstel-
lungen flir einen Regionalen Grinzug sowie den
Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten
Erholung.

pr) '-.'_" I . : 4
el g |

bR

Regionale Griinzige sollen insbesondere die sie-
lungsraumliche Gliederung, den klimadkologischen
Ausgleich, die Biotoperhaltung und —vernetzung so-
wie die freiraumgebundene Erholung sichern. Diese
Zielsetzung wurde bereits im Rahmen der Aufstellung
des Flachennutzungsplanes berlcksichtigt. Die Dar-
stellung der vorhandenen Wohnbauflachen wurde da-
bei lediglich behutsam abgerundet, so dass ein aus-
reichender Freiraum entlang der Dhiinn gesichert und
die Zielsetzung des Regionalplans gewahrt bleiben.

Abb. 2 - Landschaftsplan

Fir das Plangebiet liegt der Landschaftsplan der Stadt Leverkusen (1987) mit dem Entwick-
lungsziel 9 "Erhaltung von Griunflachen" - hier das Dhiinntal - vor. Hierin enthalten sind im
Bereich des Plangebiets die nunmehr geplanten Wohnbauflachen und die Schiel3sportanla-
ge sowie in sldlicher Angrenzung an das Plangebiet die bestehende Tennishalle. Der wirk-
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same Flachennutzungsplan hat das Erhaltungsziel der Grinflachen, wie auch die Vorgaben
des Regionalplans zur Grinflachenerhaltung, bei der Neuaufstellung beriicksichtigt und die
Griunflachen zugunsten einer Wohnflachenarrondierung entsprechend zurlickgenommen.
Fir den vorliegenden Bebauungsplan hat dies keinerlei Auswirkungen.

SR Tl Der wirksame Fléachennutzungsplan (FNP, 2006)
‘ der Stadt Leverkusen stellt fir die bisher unbe-
bauten Flachen des Plangebietes Wohnbaufla-
chen dar. Die nordéstlichen Teilflachen des Plan-
bereiches sind als Griunflachen, nérdlich angren-
zend in Hohe des Innovationsparks Leverkusen
mit der Zweckbestimmung "Parkanlage", darge-
stellt. Die vorhandene Schie3anlage ist als Son-
derbauflache mit der Zweckbestimmung "Sport"
dargestellt. Die Festsetzungen des Bebauungs-
planes sind aus dem FNP entwickelt; die Abwei-
chung im Bereich der Darstellung zugunsten der
i ; Wohnbauflache mit rund 800 m2 ist vor dem Hin-
i ; il tergrund des Planungsmalistabes des FNP und
Abb. 3 - Flachennutzungsplan der gegebenen Spielrdume bei der Nutzungsab-

grenzung (siehe S. 2 Erlauterungsbericht zum
FNP) mit dem Entwicklungsgebot vereinbar. Der Bebauungsplan rundet den Siedlungsbe-
reich auf Grundlage eines schliissigen stadtebaulichen Konzeptes ab. Auf Grundlage des
Bebauungsplans gemal § 13 a BauGB kann eine Anpassung des Flachennutzungsplanes
erfolgen.

Ein rechtsverbindlicher Bebauungsplan fiir das Plangebiet liegt nicht vor. Allerdings ware im
Bereich der Bauzeile entlang des Mauspfades eine Bebauung gemaf 8§ 34 BauGB mdglich.
Dies betrifft hier das Grundstiick Mauspfad 32 (im Wesentlichen Flurstiick Nr. 710, Flur 31,
Gemarkung Wiesdorf). Die Bebauung dieses Grundsticks regelt sich nunmehr Gber die
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes. Der Eigentimer wurde im Vorfeld an den ersten
Planungen beteiligt und erklarte sich bereit ein Teil seiner Grundstiicksflachen fir die Her-
stellung der ErschlieBungsanlagen zu verédufRern. Die nun im Grundbuch neu festgelegten
Grundstiicksgrenzen sind Grundlage der Katasterunterlage dieses Bebauungsplanes. Da die
Aufnahme des Grundstlicks in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes und die dort ge-
troffenen Festsetzungen mit dem Einverstandnis des Eigentiimers erfolgten und da vor allem
das dort bereits seit mehr als 7 Jahren bestehende Baurecht nicht genutzt worden ist (vgl. §
42 Abs. 3 BauGB), ist ein Planungsschaden nach den Vorschriften des Baugesetzbuches
ausgeschlossen.

Innerhalb eines ca. 40 m breiten Streifens parallel zur Dhinn in nordéstlicher Angrenzung an
das Plangebiet befindet sich das Landschaftsschutzgebiet 2.2-12 "Unteres Dhiinntal". Der
Schutzzweck beinhaltet neben den Belangen von Natur und Landschaft auch die besondere
Bedeutung fur die Erholung als stadtischer Griinzug.

Im Biotopkataster des LANUV (Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW)
wird der Bereich mit der Gebietsnummer BK-4908-127 "Dhiinn zwischen Siedlung Freuden-
thal und AK Leverkusen" aufgefihrt. Das Schutzziel ist die Erhaltung und Wiederherstellung
eines stadtdkologisch bedeutenden Flusslaufes mit begleitenden bodenstéandigen Geholz-
strukturen sowie mit Vernetzungsfunktion fur den Biotopverbund.

Das Landschaftsschutzgebiet Nr. 2.2-12 tangiert das Grundstiick des Schitzenvereins der
.St. Sebastian Schiitzenbruderschaft Manfort e.V.”, das als Sondergebiet ,Schie3anlage”
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festgesetzt wird. Diese Schutzgebietsausweisung wird bei Inkrafttreten des Bebauungsplans
zuriicktreten. In Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehdrde (Stadtverwaltung Lever-
kusen, Fachbereich Umwelt) sowie mit dem Trager der Landschaftsplanung (Stadtverwal-
tung Leverkusen, Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht) wird der Grenzverlauf des
Landschaftsschutzgebietes Nr. 2.2-12 nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 170/
.Mauspfad“ zudem nachrichtlich angepasst. Ein formliches Verfahren zur Anderung des
Landschaftsplans der Stadt Leverkusen wird nicht notwendig. Die Gebietsgrenze wird kinftig
der nordlichen Grenze des Flurstiicks 475, Flur 31, Gemarkung Wiesdorf folgen und im wei-
teren Verlauf den Weg entlang der Bahntrasse sowie die Bahnflachen queren. Ostlich der
Bahn wird er den dortigen Grenzverlauf der Schutzgebietsausweisung aufnehmen. Rechts-
grundlage fur dieses Vorgehen bilden 816 Abs. 1 und § 29 Abs. 4 Landschaftsgesetz NW
sowie der Landschaftsplan der Stadt Leverkusen (vgl. unten).

Auszug aus dem Satzungstext des Landschaftsplans der Stadt Leverkusen (S.1):

,Dieser Landschaftsplan gilt nach § 16 Abs. 1 LG NW nur fur Flachen auf3erhalb der im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbereichs der Bebauungsplane. Insofern
kann sich der Landschaftsplan auch fur Darstellungen des Flachennutzungsplanes beziehen
(z. B. Bau- und Gewerbeflachen), fur die zur Zeit noch keine verbindlichen Bebauungspléne
vorliegen. Da sich die Realisierung des Flachennutzungsplanes durch verbindliche Bebau-
ungsplane und deren Durchfiihrung oft Uber Jahre hinzieht, kbnnen Schutzausweisungen
ausgesprochen und PflegemalRnahmen vorgesehen werden. Bei Verwirklichung des Fla-
chennutzungsplanes durch einen Bebauungsplan tritt der Schutz, soweit erforderlich zurtick.”

Auszug aus dem Erlauterungsbericht zum Landschaftsplan der Stadt Leverkusen (S.119):
"Sofern sich der Landschaftsschutz auf im Flachennutzungsplan dargestellte Bauflachen,
Verkehrsflachen etc. erstreckt, tritt der Schutz bei Verwirklichung des Flachennutzungsplans
durch einen Bebauungsplan soweit erforderlich zuriick.”

Entlang der Dhiinn besteht ein Natura-2000 Gebiet mit der Kennziffer DE-4809-301 "Dhiinn
u. Eifgenbach, festgesetzt als Naturschutzgebiet 2.1-13 "Naturschutzgebiet Dhinn". Zur
FFH-Gebietsausweisung heif3t es hier: "Im Rahmen der landesweiten Biotopvernetzung stellt
das Talsystem eine Kernflache im Naturpark Bergisches Land dar und ist Teil des Dhinn-
Eifgenbach-Korridors, der die Vernetzung zwischen den beiden NaturrBumen Bergische
Hochflachen und Bergische Heideterrassen herstellt. Wegen des Vorkommens international
bedeutender Biotoptypen sind die Téler als Refugial- und Ausbreitungsraum auch europa-
weit bedeutend. Die Erhaltung und Entwicklung extensiv genutzter Wiesentaler im Wechsel
mit strukturreich ausgebildeten Erlen-Eschen-Auwaldern und sowie die naturnahe Waldbe-
wirtschaftung und die Erhaltung des natirlichen Wasserhaushaltes der Sternmieren-Eichen-
Hainbuchenbestande sollten vorrangiges Ziel sein. Die Forderung der Fischfauna ist anzu-
streben durch Erhaltung der naturnahen Fluss- und Bachabschnitte sowie durch Verbesse-
rung anthropogen veranderter Uferbereiche und Aufhebung der 6kologischen Barrieren im
Bereich von Wehren."2

Das Naturschutzgebiet, bzw. FFH-Gebiet liegt im Bereich des Dhinn-Bachtals in mindestens
60 m Entfernung zum festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet (siehe auch Kap. 2.5.1).

Das Plangebiet liegt nach Aussagen der Technischen Betriebe der Stadt Leverkusen AGR
weder im Uberschwemmungsgebiet noch im hochwassergeschiitzten Bereich der Dhiinn bei
einem Hochwasserabfluss HQ= 120 m3/s. Das gesetzlich festgesetzte Uberschwemmungs-
gebiet wird derzeit von der Bezirksregierung erarbeitet.

2 http://www.naturschutz-fachinformationssysteme-nrw.de, Stand: April 2009
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Nach Aussagen der Bezirksregierung Koéln bestehen keine Hinweise auf das Vorhandensein
von Kampfmitteln.

Nach Aussagen des Geologischen Dienstes NRW befindet sich das Plangebiet im Uber-
gangsbereich zwischen den Erdbebenzonen 1 und Null in der Untergrundklasse T. Dies ist
bei der Planung und Bemessung baulicher Anlagen zur Gewahrlistung der Standsicherheit
und der Schadensfreiheit zu bericksichtigen. Ein entsprechender Hinweis ist in der Plan-
zeichnung aufgenommen.

Bodendenkmaler sind nach heutigem Kenntnisstand nicht bekannt.

1.9 Bestandssituation

Plangebiet
Die unbebauten Flachen im Plangebiet

sind durch Grinland- und Gartennut-
zung gepragt. Sowohl im Bereich der
geplanten Bebauung als auch im Be-
reich der geplanten Griunflachen ist ver-
einzelter, lockerer Baumbestand vor-
handen (eine weiterflihrende Ermittlung
und Bewertung der Ausgangssituation
im Bereich Umwelt ist unter Punkt 2.5
zu entnehmen).

Die beiden vorhandenen Baukérper in-
mitten der Gartennutzung (in Verlange-
rung der Stral3e "Alte Heide") werden im

- Rahmen der Realisierung des Wohnge-
Abb. 4 - Luftbild Bestand biets abgerissen.

S %

Das Gelande ist relativ eben und liegt in Hohen tberwiegend von 53.40 bis 54.00 m U.NN.
Die Flachen liegen am Rande eines durch Wohnnutzung gepragten Gebietes mit aufgelo-
ckerter Bebauung. In westlicher Nachbarschaft zum Plangebiet befindet sich die bestehende
Wohnbebauung am "Mauspfad" mit vornehmlich frei stehenden, zweigeschossigen Gebau-
den und den eingeschossigen Gebauden Nr. 22 und 24.

Im Norden (Hofbebauung an der "Alten Heide") grenzt eine zweigeschossige Bebauung an
(Firsthohen Haus 23: 60.80 m .NN, Haus 26: 63.50 m i.NN)

Die Dachlandschaft in der Nachbarschaft stellt sich, bis auf die Flachdachbauten am Maus-
pfad 22 und 24, Uberwiegend mit Satteldach dar.

Ostlich und sudlich der geplanten Bebauung schlieRen sich Sportanlagen mit einem offenen
50-m Schief3stand und zwei Tennis- bzw. Badmintonhallen an. In einer Entfernung von 60
bis 80 m zum Wohngebiet verlauft eine Gilterbahnstrecke. Durch diese Nutzungen ist das
Pangebiet heute larmvorbelastet.

Stadtbild/Denkmalpflege

Baudenkmaler in der Nachbarschaft zum Plangebiet sind nicht vorhanden. Als charakteris-
tisch ist die Hofbebauung an der Stral3e "Alte Heide" zu benennen, welche sich im Norden
an das Plangebiet anschlief3t. Diese bleibt jedoch auch nach einer Bebauung des Plange-
biets als eigenstandiges Ensemble erlebbar.
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Eigentumsverhéltnisse

Die Flachen im Geltungsbereich befinden sich tberwiegend in der Hand eines Eigentimers.
Flurstiicke im nordwestlichen Abschnitt des Plangebietes sowie das Flurstick 475 (Schiel3-
anlage) gehodren weiteren privaten Einzeleigentimern, die Splitterflurstiicke entlang des
Strallenzugs Mauspfads befinden sich in stadtischem Eigentum (allesamt Flur 31, Gemar-
kung Wiesdorf).

Zur Herstellung der sudlichen Eckausrundung an der Einmiindung der Straf3e in den Maus-
pfad ist eine kleinere Teilflache aus dem Grundstiick Mauspfad 30 (im wesentlichen Flur-
stick 740, Flur 31, Gemarkung Wiesdorf) erforderlich. Diese wird freihdndig durch den Ei-
gentiimer der Entwicklungsflachen erworben.

Fur die Flachen, die der Neuordnung der Wendemaoglichkeit anteilig auf dem heutigen Schit-
zengrundstuck dienen werden, ist nach einem Zwischenerwerb sowie nach der Herstellung
der Verkehrsflache durch den ErschlieRungstrager eine kosten- und lastenfreie Ubertragung
an die Stadt vorgesehen.

Die westlich gelegene Teilflache zur Herstellung der offentlich nutzbaren FuBwegeverbin-
dung Uber das o.g. Grundstick soll eigentumsrechtlich der Flache der privaten Freizeitgérten
zugeordnet werden.

Verkehrliche Situation

Uber den Mauspfad und die Gustav-Heinemann-StraRe (L290) ist das Plangebiet an das
stadtische und Uberregionale Stral3ennetz angebunden. Die Erschlieliung des offentlichen
Personennahverkehrs erfolgt ebenfalls Uber Buslinien auf der Gustav-Heinemann-Stral3e
(L290). Fur den Radverkehr besteht nach Norden eine Route entlang der Grinflachen paral-
lel zur Dhiinn. Eine Erganzung des Geh- und Radwegenetzes ist mittelfristig vorgesehen.

Technische Ver- und Entsorgung

Im Mauspfad verlauft eine Trennkanalisation. Niederschlagswasser aus dem offentlichen
StraBenraum des Plangebiets kann hieran angeschlossen werden. Der Anschluss des im
Plangebiet anfallenden Schmutzwassers kann als gesichert angesehen werden. Die Versor-
gung mit Strom, Wasser und Gas ist ohne gréf3eren Aufwand maoglich.

Altlasten

Fiur das Plangebiet im Bereich der festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete sowie der fest-
gesetzten privaten Grinflache mit der Zweckbestimmung ,private Freizeitgarten* weist die
untere Bodenschutzbehdrde (Stadtverwaltung Leverkusen, Fachbereich Umwelt) weder Alt-
lasten noch Altlastenverdachtsflachen aus. Es liegen auch keine sonstigen Hinweise auf sol-
che Flachen vor.

Die Flache des Schief3stands wird von der Unteren Bodenschutzbehérde im Altlasten- und
Bodenschutzkataster der Stadt Leverkusen als Betriebsstandort gefihrt.

Nach dem Ergebnis einer im Jahr 2010 durchgeflihrten orientierenden Gefahrdungsabschéat-
zung ist keine Kennzeichnung nach 8 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB erforderlich. Wegen der geplan-
ten Einhausung aus larmschutztechnischen Grinden sowie der vorhandenen Bodenplatte
sind kunftig keine weiteren Schadstoffeintrdge zu befurchten.
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2 Stadtebauliche Planung

2.1 Siedlungs- und Baustruktur

Grundsatzlich soll bei einer Planung einerseits durch relativ dichte Bebauung sparsam mit
Grund und Boden umgegangen werden, um vorhandene Infrastruktur optimal nutzen zu
konnen, andererseits soll hier am Standort eine lockere, die Umgebung wenig belastende
Bebauung "im Grinen" geschaffen werden. Zugleich muss auf Larmbelastungen reagiert
werden. Diesen Zielkonflikt versucht die vorgelegte Baustrukturplanung bestmoglich zu 16-
sen.

Die vorgeschlagene Bebauung rundet die bestehende Bebauung innerhalb der gegebenen
Siedlungskante sinnvoll ab. Die geplante Stichstral3e zur ErschlieBung der neu entstehenden
rickwartigen Wohnbebauung bildet eine eigenstandige Nachbarschaft, die sich vertraglich in
die bestehende Struktur integriert. Die GroRRe der Baufelder und die Hohenentwicklung der
Gebaude werden nach Lage der Baugrundstiicke differenziert.

Entsprechend der im Plangebiet vorhandenen Géarten werden Teilflachen als private Frei-
zeitgarten festgesetzt, die vorhandene Schiel3anlage als Sondergebiet mit der Zweckbe-
stimmung "SchiefRanlage".

2.2 Planungsrechtliche Festsetzungen

2.2.1 Allgemeines Wohngebiet sowie Sondergebiet "SchieRanlage"

Art der baulichen Nutzung
89 (1) Nr. 1 BauGB i. V. mit § 4 BauNVO

Im Hinblick auf die geplante Wohnnutzung und unter Beachtung der Planungsvorgaben des
Flachennutzungsplans soll dieser Teilbereich des Plangebiets als Allgemeines Wohngebiet
(WA nach 8 4 Baunutzungsverordnung — BauNVO) festgesetzt werden. Insgesamt ist die
Entstehung von 22 Wohngebduden zu erwarten. Gleichzeitig ist dieses Wohnquartier pla-
nungsrechtlich grundsatzlich neben der Wohnnutzung auch fir die sonstigen das Wohnen
nicht stérenden Nutzungen nach 8§ 4 Absatz 2 BauNVO offen. Hierunter fallen die der Ver-
sorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht sto-
rende Handwerksbetriebe und Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
sportliche Zwecke. Auch die Baufenster sind so dimensioniert, dass z.B. eine Kombination
aus Wohnen und Arbeiten méglich ist (mit zusatzlichen Stellplatzen innerhalb des Baufens-
ters).

Fur die Zulassigkeit von nach 8§ 4 Absatz 3 BauNVO ausnahmsweise zuldssige Nutzungen
wie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, Anla-
gen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen wird in dieser Lage kein geeigne-
ter Standort gesehen, sie werden auch wegen des mit ihnen verbundenen Stdérpotenzials
und des zusatzlichen Verkehrsaufkommens generell von der Zuldssigkeit ausgeschlossen.

Innerhalb des Plangebietes befindet sich eine Schiel3sportanlage, welche mit 4 Seilzuganla-
gen mit einer Lange von 50 m fir Kleinkaliber ausgestattet ist. Der Flachennutzungsplan
stellt innerhalb dieses Bereichs eine Sonderbauflache "Sport” dar.

Im Bebauungsplan wird dem entsprechend ein Sondergebiet "SchieRanlage” festgesetzt.
Dabei wird das Sondergebiet in zwei Zonen gegliedert. Die eine Zone umfasst die bestehen-
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de Schiel3anlage selbst, die andere das bestehende Vereinshaus. Diese Nutzungen werden
in ihrem Bestand planungsrechtlich gesichert. Mit der Gliederung in zwei Bereiche soll be-
wirkt werden, dass eine Erweiterung des Vereinshauses in Richtung Sidwesten nicht gestat-
tet wird, so dass La&rm durch Vereinsfeiern - insbesondere in Freisitzbereichen — nicht néher
an die neue Wohnbebauung heranriicken kann. Zulassig ist allerdings eine begrenzte Erwei-
terung in Richtung Nordosten (vgl. unten).

Maf3 der baulichen Nutzung
§9 (1) Nr. 1 BauGB i. V. mit 8§ 16 u. 18 BauNVO

Das Mafd der baulichen Nutzung wird zum einen Uber die stadtebaulichen Kennwerte der
Grundflachenzahl (GRZ) und der Geschossflachenzahl (GFZ) festgesetzt. Zum anderen Uber
die hochstzulassige Zahl der Vollgeschosse sowie Uber die zulassigen Trauf- und Firstho-
hen. Die im Plan bezeichneten Gebiete WA® bis WA® unterscheiden die unterschiedlichen
Nutzungsziffern im jeweiligen Baufeld. Die fiir die Gebiete WA? und WA? festgesetzten Min-
desthohen leiten sich nicht aus den angestrebten stadtebaulichen Kennwerten ab. Sie die-
nen vielmehr der Absicherung der im Rahmen des Schallschutzgutachen abschirmend be-
ricksichtigten Bebauung und deren Bauhohe.

Die GRZ im Wohngebiet wird gemaf der zulassigen Obergrenze der BauNVO auf 0,4 fest-
gelegt, so dass eine stadtebaulich sinnvolle Ausnutzung der Grundstiicke ermdglicht wird.
Die zulassige Grundflache darf gemaR § 19 Absatz 4 BauNVO durch die Grundflachen von
Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
und baulichen Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick le-
diglich unterbaut wird, um bis zu 50 % Uberschritten werden.

Die GRZ im Sondergebiet ist im Bereich der Schiel3anlage auf den Bestand ausgerichtet, im
Bereich des Vereinshauses werden tber den Bestand hinaus geringfligige Erweiterungs-
mafnahmen beriicksichtigt, zum Beispiel flr eine neu geplante Toilettenanlage.

Die GFZ wird entsprechend der festgesetzten Vollgeschossigkeit im Sondergebiet mit 0,25
bzw. 0,4 und im Allgemeinen Wohngebiet mit 0,4 bzw. 0,8 bestimmt.

Im Ubergang zur vorhandenen Bebauung an der "Alten Heide" ist die Eingeschossigkeit vor-
gesehen, im Ubrigen Wohngebiet kann zweigeschossig gebaut werden, wobei die Bebauung
zur freien Landschaft hin zwingend zweigeschossig zu errichten ist. Zum einen sollen hier
Doppelhauser in gleicher Geschossigkeit errichtet werden, zum anderen dient die Ge-
schosshohe vor allem der Minderung des Larmeintrags durch die Bahn in das Wohngebiet
(siehe auch weiter unten).

Die festgelegten Geb&udehthen in m. 4.NN begrenzen neben der Vollgeschossigkeit die
Hohenentwicklung und bestimmen somit auch die Kubatur. Mit der Festlegung der maximal
zulassigen Trauf- und Firsthohen kann zusatzlich das Einfugen in das Orts- und Land-
schaftsbild planungsrechtlich unterstiitzt werden. Zur Bestimmung des Hohenmaf3es wurden
fur die eingeschossige Bebauung eine Traufhdhe von maximal 4,00 m sowie eine
Firsthéhe von maximal 9,50 m und fir die zweigeschossige Bebauung eine Traufhthe
von 6,50 m sowie eine Firsthdhe von maximal 11,00 m zugrunde gelegt.

Die Kombination der zuldssigen Zahl der Vollgeschosse, der maximal zuldssigen Trauf- und
Firsthohen und der festgesetzten Dachform (geneigte Dacher mit 35-45° Dachneigung) las-
sen keine lUbermaRig hohen, die Nachbarschaft erdriickenden Gebaude entstehen. Unter-
stutzt wird diese Strategie durch die Festsetzungen zur Steuerung von Zwerchhausern und
Gauben.
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Uberbaubare Grundstiicksflache, Bauweise
89 (1) Nr. 2 BauGB i. V. mit § 23 BauNVO

Ruckwartig der bestehenden Uberwiegend freistehenden Einfamilienhausbebauung am
"Mauspfad” und der "Alten Heide" werden gleichfalls nur Einzelhduser zugelassen. Mit die-
sen kleinteiligen Baustrukturen wird die in direkter Nachbarschaft bestehende stadtebauliche
Struktur aufgegriffen und berticksichtigt. Der Ubergang zur freien Landschaft soll durch eine
Doppelhausbebauung erfolgen. Diese Bauweise, in Verbindung mit dazwischen liegenden
Garagen, vermindert hier das Eindringen von Larm in die westlich liegenden Grundstiicks-
freiflachen.

Um den neuen 06stlichen Ortsrand durch traufstandig errichtete Geb&ude eindeutig zu defi-
nieren und dabei insgesamt die Bebauung entlang der nord-stid ausgerichteten Stichstral3e
durch eine relativ homogen gestaltete Fassadenabwicklung hervorzuheben, wird fir diese
Gebéaude — neben den bauordnungsrechtlichen Gestaltungsvorschriften - die Hauptfirstrich-
tung parallel zur StralRe ausgerichtet. Fir die Gbrigen Gebaude wird die Hauptfirstrichtung
jeweils parallel zur erschlieenden Stral3e festgesetzt. Durch diese vorgeschriebene Stellung
der baulichen Anlagen wird zum einen der Larmproblematik Rechnung getragen (siehe auch
weiter unten "Vorkehrungen zum Schutz schadlicher Umwelteinwirkungen") und zum ande-
rem werden ,hochgezogene” Giebelwande zu den Nachbargebauden vermieden.

Im Baustrukturplan zum Bebauungsplan sind im Wohngebiet 12 freistehende Einzelhduser
und 10 Doppelhaushélften auf einer mittleren Grundsticksgrof3e fur das Einzelhaus von
410 m2 und fur die Doppelhaushélfte von 286 m2 geplant. Innerhalb des Wohngebiets ist mit
22 neuen Wohneinheiten zu rechnen. Die GréRRe der durchweg mittels Baugrenzen festge-
setzten Uberbaubaren Grundstiicksflache ist eng an der vorgeschlagenen Bebauungsstruktur
orientiert, um die Gebaude sinnvoll auf dem Grundstiick anzuordnen und ausreichend groR3e
Wohngarten zu sichern.

Im Sondergebiet sind bei der Festlegung der Uberbaubaren Grundstiicksflache der Bestand
und eine geringfugige Erweiterung des Vereinshauses berticksichtigt.

Die Vorgarten sollen aus Grinden des Ortsbildes mdglichst begrint sein. Nebenanlagen
nach 814 Abs. 1 BauNVO sind daher in den Bereichen in denen das Einzelhaus festgesetzt
ist, nicht zugelassen. Da ubliche Anlagen im Vorgartenbereich wie Miillplatze, Zufahrten,
Zuwegungen und Einfriedungen erforderlich sein werden, sind diese von dieser Regelung
ausgenommen.

Fur die festgesetzte Doppelhausbebauung, welche mit ihren Wohngéarten an die StralRe
grenzen, bleibt diese Festsetzung gegenstandslos. Die Gartennutzung muss sich wegen des
larmbedingten stadtebaulichen Konzeptes schwerpunktmaflig zur Strafl3e hin orientieren.
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Stellplatze, Carports und Garagen
89 (1) Nr. 4 BauGB i.V. mit § 12 (6) BauNVO

Garagen sollen grundsatzlich in einem Abstand von mindestens 5 m hinter der StralRenbe-
grenzungslinie und mdglichst im Zusammenhang mit dem Wohngeb&ude errichtet werden. In
der Planzeichnung sind die Flachen fir Garagen festgesetzt. Hier kbnnen Garagen, Carports
oder Stellplatzflachen errichtet werden. Mit dieser Festsetzung soll einerseits eine stadtebau-
lich sinnvolle Zuordnung von Wohngebauden, Garagen und Wohngarten erwirkt werden, an-
dererseits kann die Flache vor dem notwendigen Stellplatz (1 Stellplatz je Wohneinheit) zu-
satzlich fur nicht-notwendige Stellplatze genutzt werden. Insgesamt kann damit ein ausrei-
chendes Parkraumangebot fir die Grundstiickseigentimer geschaffen werden.

Die Lage und die Anzahl der Stellplatze und Garagen korrespondiert eng mit dem stadtebau-
lichen Konzept und der angestrebten begrenzten baulichen und verkehrlichen Dichte im
Plangebiet. Die Nutzung der Einzelhauser als Mehrfamilienhaus bzw. ,Doppelhaus” mit einer
Aufteilung nach Wohneigentumsgesetz (WEG) soll hierdurch gleichfalls verhindert werden.
Die Festsetzungen zum ruhenden Verkehr stellen damit einen Grundzug der Planung dar.

Die Garagen zwischen der Doppelhausbebauung sollen mit geneigten Dachern mit der glei-
chen Firstrichtung wie das Wohngebaude errichtet werden. Fir sie sind eine maximal zulas-
sige Traufhohe und die Firsthohe zwingend festgesetzt. Die strikte Reglementierung der
Firsth6hen begriindet sich mit der notwendigen Herstellung einer erforderlichen Wandhéhe
zum Schutz der Freisitzbereiche im WA? und WA? vor den Larmimmissionen durch die Bahn
(siehe auch weiter unten).

Auf Grund der fur den Schallschutz erforderlichen Hohe der Garagen und der Notwendigkeit,
die Lucken im seitlichen Bauwich zwischen den Geb&auden larmtechnisch zu schlieRen, sind
grenzstandige Garagen vorgeschrieben, deren mittlere Wandhéhe zur Grenze 3,00 m tber-
schreitet. Die Festsetzungen des Bebauungsplans zur Lage und zur Bauhthe sind jedoch
als zwingend im Sinne des 8§ 6 (1) BauO NW zu verstehen, so dass fur die erhéhten Gara-
gen keine seitlichen Abstandsflachen zum Nachbargrundstiick nachzuweisen sind.

Die stadtebaulich gewlnschte Baustruktur einer Einzel- und Doppelhausbebauung, welche
sich im Verbund untereinander und mit ihren Nebenanlagen wirksam gegen den Larm aus
Richtung Nordosten abschirmt, kann nicht durch Festsetzung der geschlossenen Bauweise
erreicht werden, da die Garagen als Nebenanlagen nicht zur Erfullung der geschlossenen
Bauweise eingesetzt werden kdnnen. Daher ist die zwingende Festsetzung, auch wenn sie
den Eigentiimer des Baugrundstiicks eng bindet, gerechtfertigt.
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Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
§ 9 (1) Nr. 24 BauGB

Aufgrund der Nachbarschaft der dstlich verlaufenden Gilterzugstrecke sowie des Tennis-
und Badminton Centers "Schloss Morsbroich” und der SchieBbahn der St.-Sebastian-
Schitzenbruderschaft Manfort e.V. ist von Larmimmissionen auszugehen, die im Rahmen
einer Schalltechnischen Untersuchung® prognostiziert und bewertet wurden. Im Beiblatt 1
zur DIN 18005, Teil 1, "Schallschutz im Stadtebau" sind die Orientierungswerte fir ein All-
gemeines Wohngebiet mit 55 dB(A) tags und 40 bzw. 45 dB(A) nachts angegeben. Die O-
rientierungswerte stellen keine Grenzwerte dar, sondern unterliegen, insbesondere in vorbe-
lasteten Gebieten, der Abwéagung. Im Ergebnis ist festzustellen, dass sich

a) aus dem Heranriicken der neuen Wohnbebauung an das Tennis- und Badminton
Center keine Konflikte ergeben,

b) der Konflikt aus der Néhe der geplanten Wohnbebauung zur Schiel3bahn der St.-
Sebastianus-Schitzenbruderschaft durch mit der Bruderschaft abgestimmte Mal3-
nahmen an der Schie3bahn gelést werden kann und

c) die im Plan festgesetzten und mit dem ErschlieRungstrager vereinbarten Ma3nahmen
zum Schutz der Wohnbebauung vor dem Verkehrslarm der Bahnlinie geeignet sind,
die geplante Bebauung hinreichend zu schitzen.

Die Ergebnisse der Gutachten sind im nachfolgenden im Einzelnen erlautert.

Die derzeitigen Emissionen der SchieRanlage der St.-Sebastian-Schitzenbruderschaft Man-
fort e.V. Uberschreiten im Bereich des Plangebietes die Immissionsrichtwerte fir ein Wohn-
gebiet erheblich. Daher hat der ErschlieBungstrager mit der Schitzenbruderschaft verein-
bart, die SchieBbahn mit einem Dach zu versehen und schalltechnisch zu dammen. Nach
Umsetzung dieser Maflinahmen unterschreiten die Gerauscheinwirkungen durch die Schiel3-
anlage die Orientierungswerte nach dem Beiblatt 1 zur DIN 18005 Schallschutz im Stadte-
bau deutlich.
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Abb. 5 - Sportlarm (SchieRanlage) Tagsuber in 5 m Héhe tber Grund

® Schallschutzgutachten Nr. 20411 — Schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplanentwurf
"Mauspfad" in 51377 Leverkusen, Ingenieurbiro fir Schallschutz, Bau- und Raumakustik, Bauphysik,
51549 Odenthal, 19.05.2011 (unter Bertcksichtigung vorheriger Gutachten u.a. zur Schiel3anlage)
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Die Prognoseberechnungen wurden unter Beriicksichtigung des Bestandsgebaudes und der
schalltechnischen Bemessung der Baukonstruktion der geplanten Uberdachung sowie der
erforderlichen Luftungsanlage und des Parkplatzlarms durchgefuhrt. Im Ergebnis wurde
nachgewiesen, dass die Immissionsrichtwerte "Tag" und "Nacht" als Beurteilungspegel nach
der TA-Larm eingehalten bzw. unterschritten werden. Spitzenpegellberschreitungen treten
ebenfalls nicht auf. Der verbleibende Anteil an der Gesamtlarmbelastung kann insofern ver-
nachlassigt werden, als die der Schiel3anlage zuzurechnenden Pegel mit mehr als 10 dB(A)
geringer ausfallen, als die durch den Bahnverkehr erzeugten Geréuscheinwirkungen (vgl. un-
ten)

Die schalltechnische Untersuchung bericksichtigt weiter die Gerauscheinwirkung durch den
Betrieb des in der Nachbarschaft liegenden Tennis- und Badminton-Centers "Schloss
Morsbroich". Dabei wurde eine Maximalsituation mit kontinuierlichem Spielbetrieb wahrend
der betrieblichen Offnungsdauer beriicksichtigt, die in der tatsachlichen Betriebssituation
nicht zu erwarten sind. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass an den Immissionspunkten der ge-
planten Gebéaude die Immissionsrichtwerte "Tag" und "Nacht" als Beurteilungspegel der TA-
Larm eingehalten bzw. unterschritten werden.
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Abb. 6 - Gewerbeldarm (Tennishalle) Tagstber in 5 m Hohe Gber Grund

Bei der Gleisanlage handelt es sich um eine zweigleisige Guterbahnstrecke mit der Stre-
ckennummer 2324 (Leverkusen-Werkstatte — Leverkusen-Morsbroich und Gegenrichtung).
Sie verlauft in Dammlage 6stlich des geplanten Wohngebietes.

Die freie Schallausbreitung des Gesamtlarms (Abb. 7 mit Aufpunkthéhe 5 m) liegt im Plan-
gebiet bei mehr als 65 dB(A) am Tag und geht erst in einem kleinen Teilbereich rickwartig
der Bebauung am Mauspfad auf 60 dB(A) zurick. In der Nacht liegen gréRere Teile des
Plangebiets im Pegelbereich > 65 dB(A).
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Abb. 7 - Bahnlarm Tagstber in 5 m Héhe tGber Grund

Bereits zur Offenlage wurde die Baustruktur nach schalltechnischen Gesichtspunkten opti-
miert, indem ein mdglichst geschlossener, sich selbst gegen den Larm der Bahnlinie ab-
schirmender zweigeschossiger Bauriegel festgesetzt wurde. Zur Minderung des dennoch in
Teilbereichen weiterhin auf die Wohnbebauung einwirkenden Larms der Schienenverkehrs-
strecke wurde auf der Grundlage von zwei Varianten des Schallschutzes simuliert und diffe-
renziert nach Tag- und Nachtzeit sowie unterschiedlichen Hohen der Aufpunkte von zwei
und funf Metern Uber Grund geprift. Hierbei handelt es sich um

a) einen aktiven Larmschutz entlang der Bahnlinie sowie
b) einen passiven Larmschutz vor dem AufRenrand der Baugrundstiicke.

a) Aktiver Larmschutz entlang der Bahnlinie

Als aktiver LArmschutz sind Malinahmen zu bezeichnen, die vermeiden, dass Larm entsteht
bzw. dass sich nicht vermeidbarer Larm in der Umwelt ausbreitet. Da es sich bei einer Bahn-
anlage um ein System aus Fahrzeugen und Fahrweg handelt, gelten neben MalRhahmen am
Fahrzeug und am Gleis auch trassenbegleitende Abschirmungen als aktive MaRnahmen am
Fahrweg.

Der aktive Larmschutz erfordert eine Larmschutzwand unmittelbar entlang der Schallquelle
nicht nur unmittelbar senkrecht vor dem Baugebiet, sondern auch sudlich und nérdlich des
unmittelbaren Einwirkungsbereichs (Uberstandslange). Im Siiden kann die Uberstandslange
auf Grund der abschirmenden Wirkung der vorhandenen Tennishalle auf rund 25 m begrenzt
werden. Nach Norden hin quert die Bahnlinie die Tallage der Dhiinn. Da in einer Vorbemes-
sung nachgewiesen werden konnte, dass die aufwendige Errichtung einer Larmschutzanlage
auf der Briicke keine qualitative Verbesserung des Larmschutzes bewirken kann, stellt das
Gutachten in seiner Schlussfassung eine Larmschutzwand ohne nordliche Uberstandslange
mit rund 175 m Wandlange dar. Die Wandhdéhe ist mit zwei Metern Gber Oberkante Gleis an-
gesetzt.

b) Passiver Larmschutz vor dem AulR3enrand der Baugrundstiicke
Maflnahmen zum Schutz vor Larm, der sich bereits in der Umwelt ausgebreitet hat, sind als
passive Malinahmen anzusprechen. Ein Larmschutzwall mit bis zu 5 m Hohe kann entlang
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der AulRengrenze des Plangebietes zur Bahn hin angelegt werden. Durch diese MaRhahme
kann auf der Gartenseite der neu geplanten Bebauung fur die Aufpunkthéhe von 2,0 m der
Orientierungswert von 55 dB(A) tagsuber fir ein allgemeines Wohngebiet im Freisitzbereich
eingehalten werden. Lediglich die Freiflache des ersten Geb&dudes unmittelbar angrenzend
an das Grundstuck der Tennishalle wird auf Grund der nicht zu vermeidenden Schallreflexion
an der Hallenwand entsprechend einem Mischgebiet beaufschlagt.

Die voraussichtlichen Belastungen fir die bahnseitigen Fassaden liegt sowonhl fir den Tag,
als auch besonders fir die Nachtzeit weiterhin oberhalb der Orientierungswerte von 55 bzw
45 dB(A). Daher ist ergéanzend zur Larmschutzanlage ein passiver Larmschutz am Gebaude
selbst erforderlich.

Bewertung

Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden nach Uberplanung des Gebietes geman
den Ergebnissen des Schallschutzgutachtens durch die Geréduscheinwirkungen des Schie-
nenverkehrs deutlich Uberschritten, so dass MaRhahmen zum Larmschutz unabdingbar wer-
den. Insbesondere werden bei freier Schallausbreitung an der geplanten o6stlichen Sied-
lungskante — an den Fassaden und Gartenflachen zur Larmquelle hin — nachts Beurtei-
lungswerte mit bis zu 66,6 dB(A) im Bereich der Unzumutbarkeit ermittelt.

Gemal der Abwagungsdirektive des § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz ware eine
rGumliche Trennung von Gebieten mit emissionstrachtiger Nutzung und immissions-
empfindlicher Nutzung zu verfolgen, um schadliche Umwelteinwirkungen soweit wie moglich
zu vermeiden. Diesem ,Trennungsgebot® kann in zentralen verdichteten Lagen von
Leverkusen, die zudem durch stark frequentierte Verkehrstrassen durchschnitten werden
und nur mehr begrenzt Nachverdichtungspotentiale bieten, nur bedingt Rechnung getragen
werden.

Im vorliegenden Fall stehen in der Summe gewichtige stadtebauliche Griinde entgegen,
namlich insbesondere das verfolgte Ziel der Innenentwicklung durch Nachverdichtung, die
damit verbundene Nutzung vorhandener Infrastrukturangebote durch Hinzuziehende und die
soziale Durchmischung im Stadtteil Manfort durch differenzierte Wohnraumangebote.
AulBerdem kann eine konsequente raumliche Trennung bei freier Schallausbreitung im
Korridor entlang der hier betrachteten Giterbahntrasse faktisch nicht (mehr) umgesetzt
werden. Auch ein Abriicken von der Schallquelle innerhalb des Plangebietes wiirde nicht zu
einer deutlichen Verbesserung der Larmsituation fuhren. Daher sind MaflRnahmen des
Larmschutzes zu prifen, ob auf andere Weise gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
hergestellt werden kénnen.

Grundsatzlich sind bei der Neuplanung eines Wohngebietes aktive Schallschutz-
maRnahmen* als erste Handlungsprioritit zu ergreifen. Fir einen effektiven Schallschutz
missen diese moglichst nahe an der Larmquelle erfolgen. Fir das Plangebiet Mauspfad
wurde dies die Errichtung einer La&rmschutzwand entlang des Schienenweges gegeniber der
heranrickenden Wohnbebauung bedeuten. Diese musste auf dem Bahndamm erfolgen und
wirde sich voraussichtlich von der Bricke tber die Dhinn bis einschlie3lich zum Tennis-
und Badminton-Center ,Schloss Morsbroich” erstrecken. Die ebenfalls (berschlagige

* Fur die Guterverkehrstrasse sind nicht — wie andernorts im Flachennutzungsplan der Stadt Leverku-
sen erfolgt — Flachen fur Vorkehrungen zum Schutz gegen schéadliche Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundesimmissionsschutzgesetzes dargestellt.
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Ermittlung von Nutzen und Kosten sowie der (Umwelt-) Auswirkungen ergibt, dass eine
derartige baulich und technisch aufwandige Schutzmafnahme im Landschaftsraum des
Dhiinntals nicht als angemessenes Mittel anzusehen ist. Zudem ist die Realisierung von
aktivem Schallschutz auf DB-Flachen und ein angemessener Zeithorizont zur Umsetzung
nicht absehbar.

Der Vergleich der untersuchten Varianten zeigt, dass auch die anspruchvollste L6sung - weil
rechtlich (DB-Hoheit), technisch (Briickenbauwerk mit zuséatzlichen Lasten, schalldichter An-
schluss) und wirtschaftlich (rund 250.000 € - 290.000 € ohne Briickenldsung) die aufwen-
digste - einen passiven Schutz der Wohnbebauung nicht entbehrlich macht. Dem steht ins-
besondere im Bereich des Bruckenbauwerks ein erheblicher Eingriff in das Landschaftsbild
und in die Klimaschneise der Dhiinn gegeniiber.

Der passive Schutz des Baugebietes durch eine Wand entlang seiner dstlichen Grenze kann
gleichfalls die Larmvorbelastung des geplanten Baugebietes nicht aufheben. Er ist aber ge-
eignet, zusammen mit einer entsprechend dicht geschlossenen Randbebauung die Vertrag-
lichkeit der Wohnnutzung im Bereich der Freisitze herzustellen. Die der Bahn zugewandten
Gebédude- und Grundstiicksteile sowie die Obergeschosse kdnnen durch MalRnahmen am
und im Gebaude selber ausreichend geschiitzt werden.

Im Bebauungsplan Mauspfad wird daher eine Kombination von passiven Larmschutzmal3-
nahmen festgesetzt. Mit diesen kann sichergestellt werden, dass gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse in den Geb&uden wie auch in den Aul3enwohnbereichen entstehen kdnnen.

Die Abschirmung der Wohnbebauung innerhalb des Plangebietes einschlie3lich der (west
ausgerichteten) AuRenwohnbereiche vor dem Larm der Bahn kann durch eine Riegelbebau-
ung aus zweigeschossigen Wohngebduden mit Satteldach und Garagen der im Osten gele-
genen Wohnbebauung (WA?, WA®) vermindert werden. Diese Bebauung wird durch die An-
ordnung der festgesetzten Baufenster und Garagen zusammen mit den gemaf textlicher
Festsetzung zu realisierenden Nebenanlagen zwischen den Gebauden und den nicht ange-
bauten Grundstlicksgrenzen - fur die im Plan keine Garagenflachen festgesetzt sind - er-
reicht. Alternative Lésungen wie etwa einen durchgangigen Geb&uderiegel werden wegen
des erreichten Schutzes und aus stadtebaulichen Griinden (Ortsrand/Landschaftsbild, an-
gemessener Umfang der Nachverdichtung) nicht verfolgt.

Zum Schutz der Freibereiche insbesondere der Bebauung am 6stlichen Rand des Plange-
biets ist zusatzlich eine begriinte Larmschutzwand entlang der Ostlichen Grenze der Bau-
grundstiicke erforderlich. Diese Festsetzung tragt in erster Linie der Tatsache Rechnung,
dass fur eine Eigenheimbebauung die Nutzung der Géarten, - mindestens aber der Freisitzbe-
reiche - unverzichtbarer Bestandteil der Wohnnutzung wahrend der Tagesstunden ist.
Gleichzeitig wird durch diese Mal3nahme die Larmbelastung der Erdgeschosse gemindert.

Der prognostizierte Larmpegel liegt nach Realisierung der Riegelbebauung und der Larm-
schutzwand in den Wohngarten bei einer Aufpunkthdhe von 2,00 m tagsiber unterhalb des
Orientierungswerts von 55 dB(A) fir ein allgemeines Wohngebiet im Anhang zur DIN 18005
Schallschutz im Stadtebau. Die am sidlichen Ende der Bebauung auf Grund der Schallrefle-
xion am Gebaude der Tennishalle auftretende Uberschreitung um bis zu 5dB(A) ist nicht
mehr mit vertretbarem Aufwand vermeidbar. Gesundheitliche Gefahren sind hiermit jedoch
nicht verbunden.

In der Nacht liegen die prognostizierten Maximalpegel allerdings auch nach Errichtung der
der Larmschutzwand und der schitzenden Baukdrper maRgeblich Uber dem Orientierungs-
wert von 45 dB(A). Ein Aufenthalt in den Garten ist jedoch nachts nicht tblich, so dass der
Schutz der Freiflachen als ausreichend erachtet werden kann.
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Nach DIN 4109 werden zur Ermittlung der erforderlichen Luftschallddmmung von AuRenbau-
teilen gegentber dem AuR3enlarm entsprechende "Larmpegelbereiche" (I-VII) zugrunde ge-
legt, denen ein "maRgeblicher AuRenlarmpegel” (Summe aus Gewerbelarm, Schiel3larm und
Schienenverkehrslarm) zuzuordnen ist.
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Abb. 8 - Larmpegelbereiche

In der Planzeichnung des Bebauungsplanes sind fur die einzelnen Baufenster die jeweiligen
Larmpegelbereiche festgelegt. Die der Bahn am néchsten gelegene geplante Bebauung un-
terliegt dabei der gréf3ten Larmbelastung. Hier sind sowohl in der Aufpunkthéhe 2 m als auch
in 5 m Pegel tber 65 dB(A) gegeben. Fir die Festlegung der Larmpegelbereiche wurde die
Larmkarte "Gesamtlarm nach DIN 4109 Beurteilungszeitraum Nacht" in einer Aufpunkthéhe
von 5,00 m zugrunde gelegt.

In der in den textlichen Festsetzungen aufgefihrten Tabelle der Larmpegelbereiche sind die
erforderlichen Bauschalldamm-MalRe von Aul3enbauteilen der DIN 4109, "Schallschutz im
Hochbau" zusammen gestellt. Weiterhin wird fir das schutzbedirftige Schlafzimmer eine
schallgedammte fensterunabhangige Liftung festgesetzt. Hinsichtlich von Rolladenkéasten ist
darauf zu achten, dass die Schallddmmung nicht verschlechtert wird. Entsprechende kon-
struktive Hinweise kénnen der DIN 4109und der VDI 2719 entnommen werden.

Auf Grund der fehlenden Nachtabsenkung der Schallimmissionen, ausgehend von der Gu-
terzugstrecke der Deutschen Bahn AG, sollten nach der Empfehlung des Gutachters die in
der Planzeichnung gekennzeichneten Larmpegelbereiche fir Schlafradume um jeweils 10
dB(A) erhdht werden, um in den betroffenen Raumen ein ausreichendes Schutzniveau flr
einen storungsfreien Schlaf zu erreichen. Entsprechend ist eine Erhéhung des resultierenden
Schallddmmalies um 10 dB(A) fur SchlafrAume textlich festgesetzt.

Mit diesen Festsetzungen bericksichtigt der Bebauungsplan die zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung als Satzung gultigen Standards im Sinne einer Mindestvorsorge. Die ermit-
telten und festgesetzten Larmpegelbereiche bertcksichtigen einen Bonus von 5dB(A) bei der
Beurteilung von Schienenverkehrsgerduschen wegen der im Vergleich zu Stral3enlarm ge-
ringeren psychologischen Storwirkung. Im Koalitionsvertrag fur die 17. Legislaturperiode ist
die Absicht vereinbart, "den Schienenbonus schrittweise (zu) reduzieren mit dem Ziel, ihn
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ganz abzuschaffen". Ohne Berlcksichtigung des Schienenbonus missten jeweils mindes-
tens um eine Stufe hohere Larmpegelbereiche im Plangebiet festgesetzt werden. Das
Schutzniveau kann durch den Bauherren Uber das im Plan geforderte Mindestmal3 hinaus
individuell angehoben werden.

Es empfiehlt sich jedoch, einen moglichst hohen und lber die derzeitigen Mindestanforde-
rungen hinaus reichenden Schutz beizubehalten, um den Wandel in der Einstellung zum
Schienenverkehrslarm so weit, als méglich, zu beriicksichtigen.

Im Ergebnis wird in den Larmkarten des Gutachtens erkennbar, dass im Zusammenwirken
der Geb&audeanordnung mit der Larmschutzwand und den Ubrigen passiven Schallschutz-
mafinahmen innerhalb des neu geplanten Wohngebietes gesunde Wohn- und Arbeitsver-
haltnisse gewahrleistet sind. Die neu entstehende 0Ostliche Siedlungskante (6stliche Gebau-
defassaden des Gebauderiegels und dstliche Gartenabschnitte) wird zwar nach Herstellung
des Larmschutzwalls weiterhin Immissionsbelastungen von teilweise mehr als 65 dB(A) so-
wohl tags als auch nachts ausgesetzt sein. In Anbetracht der ansonsten erzielten Schutzwir-
kung fur die Riegelbebauung selbst (Schalldammung der schutzbedirftigen R&dume, Mog-
lichkeit alternativer Grundrisslésungen mit Ausrichtung zur Westseite und geschitzte Au-
Renwohnbereiche im Larmschatten) und wegen der weitgehend abgeschirmten Wohnlagen
innerhalb des Plangebietes einschliel3lich der angrenzenden Bestandsbebauung ist dies
dennoch vertretbar.

Bei der Betrachtung des prognostizierten Gesamtlarms, der auch der Tatsache mehrerer
einwirkender Schallquellen Rechnung tragt, ergibt sich fur das sudliche Eckgrundstiick der
Riegelbebauung weiterhin eine Uberschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 (tags)
von 55 dB(A) fur die AuRenwohnbereiche im Larmschatten. Diese kann jedoch im Rahmen
der Abwagung als Belastung vergleichbar einem Mischgebiet hingenommen werden. Da die
in der Prognose enthaltenen Sicherheiten sowie die zusatzlichen, im Modell nicht beriick-
sichtigten larmmindernden Einbauten und Bepflanzungen auf den privaten Grundstiicken ei-
ne tatsachliche Uberschreitung der Orientierungswerte auch auf den in der Karte (Abb. 8) er-
kennbaren kritischen Flachen unwahrscheinlich bzw. unerheblich werden lassen, ist auch
nicht mit einer Einschrankung des Wohnwertes auf den betroffenen Flachen zu rechnen. Auf
die betroffenen Gebaude kann im stadtebaulichen Entwurf nicht verzichtet werden. Ebenso
wenig ist eine zusatzliche Festsetzung larmabschirmender Einbauten entlang der Verkehrs-
flachen bzw. der Grundstiicksgrenzen moglich, ohne erhebliche Nachteile fir die Gestaltung
des Baugebiets und seines 6ffentlichen Raums hervorzurufen.

Nachts werden in den Aulzenwohnbereichen im Plangebiet erhdhte Larmwerte gegeniber
den Orientierungswerten der DIN 18005 erzielt, eine Nutzung nach 22 Uhr ist jedoch unub-
lich. Das Schutzziel ist fur die AuRenwohnbereiche auf den Beurteilungszeitraum Tag (6 bis
22 Uhr) beschrankt und wird mit der Giberwiegenden Einhaltung der Orientierungswerte der
DIN 18005 fur die AuRenwohnbereich im Larmschatten als erreicht angesehen.

Der Schutz der Wohninnenraume (schutzbedirftige R&ume) im Plangebiet kann im Nacht-
zeitraum durch eine entsprechende Schalldammung inkl. Liftungseinrichtungen sicherge-
stellt werden.

Aufschiebende Bedingungen fir das Baurecht
89 (2) Nr. 2 BauGB

Zur Loésung des Konfliktes zwischen den zu erwartenden Gerauscheinwirkungen auf das ge-
plante Wohngebiet durch den vorhandenen und den prognostizierten Bahnverkehr und dem
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Schutzanspruch der geplanten Wohnbebauung wird in Bezug auf den Schienenverkehrslarm
eine Vorbehaltsfestsetzungen getroffen, die das Bewohnen der Wohnh&user auf den westli-
chen Baugrundstiicken erst dann zulasst, wenn die im Plan festgesetzte Larmschutzwand
errichtet ist. Hiervon ausgenommen wird das Grundstick Mauspfad 32 (im Wesentlichen
Flurstiick 710, Flur 31, Gemarkung Wiesdorf), da hier bereits heute, ohne Rechtskraft dieses
Bebauungsplanes, eine Baugenehmigung nach § 34 BauGB (Zulassigkeit von Vorhaben in-
nerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) erteilt werden kénnte.

Eine zweite aufschiebende Bedingung fur das Baurecht wird fur die erforderlichen Larm-
schutzmalRnahmen der SchieRanlage in den Bebauungsplan aufgenommen. Die Herstellung
der larmmindernden Konstruktion der Schiel3sportanlage ist Vorraussetzung fir die Realisie-
rung der Wohnbebauung. Daher ist im Bebauungsplan zum einen festgesetzt, dass eine sol-
che Konstruktion nachgewiesen werden muss und zum anderen, dass die Wohnbauvorha-
ben so lange unzulassig bleiben, bis die aktiven MalRnahmen abgeschlossen sind. Hiervon
wiederum ausgenommen wird das Grundstiick Mauspfad 32 (im Wesentlichen Flurstiick 710,
Flur 31, Gemarkung Wiesdorf).

Die als Bedingung fir das Baurecht festgesetzten Maf3nahmen sind fur die Zuléassigkeit der
von ihnen abhangigen planungsrechtlichen Festsetzungen unabdingbar, da eine Einhaltung
der Orientierungswerte im Anhang zur DIN 18005 fiir die Freibereiche ansonsten nicht ge-
wahrleistet ist. Der Grundstiickseigentiimer hat selbst hinreichend dargelegt, dass er in der
Lage ist, die Erfullung der Bedingungen selbst herbeizufiihren bzw. zu gewahrleisten. Damit
ist das Eintreten der zur Erlangung des Baurechts notwendigen Voraussetzungen sowohl
dem Umfang, als auch dem Zeitraum der Realisierung nach hinreichend gesichert.

2.2.2 Grunflachen, Gehrecht, Pflanzgebote und —bindungen,
MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft

Grunflache mit Wegeverbindung
§ 9 (1) Nr. 15 und 21 BauGB

Die Flachen zwischen dem neuen Siedlungsrand und dem Landschaftsschutzgebiet stidlich
der Dhinn werden in das Plangebiet einbezogen und als private Grinflachen mit der Zweck-
bestimmung "private Freizeitgarten" festgesetzt. Dies geschieht, um die Pufferfunktion der
heutigen Freiflachen zwischen der Siedlung und dem Gewasser und seinen angrenzenden
Biotopen abzusichern. Dabei soll die heute auf Teilflachen vorhandene Nutzung siedlungs-
naher Garten weiterhin ermdéglicht werden, wobei die Garten geordnet und erschlossen wer-
den sollen. Ziel ist es, Teile des Baumbestandes zu erhalten und die bauliche Nutzung mit
Hutten u.dgl. nicht auffallend zu verdichten. Die Festsetzung wird aus der Darstellung des
Flachennutzungsplans als Griunflache entwickelt und entspricht den regionalplanerischen
Zielen zur Erhaltung bzw. Schaffung eines Regionalen Griinzugs. Die siedlungsraumliche
Gliederung, der klimaokologische Ausgleich, die Biotoperhaltung und —vernetzung sowie die
freiraumgebundene Erholung werden gesichert.

Mit Festlegung der Freizeitgarten (unter Einbeziehung einer Teilflache des Grundstiicks der
St. Sebsatian Schitzenbruderschaft) soll auch eine FuBwegeverbindung vom neuen Bauge-
biet bis zur Wegeflache entlang der Bahn im Osten geschaffen werden. Im Plan ist hierzu ei-
ne Wegeflache (Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit) festgesetzt, die den Zugang und
auch eine Befahrbarkeit mit Fahrradern fur die Offentlichkeit sicherstellen soll. Die Nutzbar-
keit durch die Offentlichkeit ist durch Baulast sowie eine Grunddienstbarkeit rechtlich zu si-
chern. Die Herstellung erfolgt durch den Erschliel3ungstrager.
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Um den Versiegelungsgrad einzuschranken wird die Flache fur die Herstellung von Wegen
auf insgesamt 450 m?, d.h. ca. anteilig 10% der festgesetzten Grinflachen mit der Zweckbe-
stimmung ,Freizeitgarten“, beschrankt und die Herstellung ausschlief3lich in wassergebun-
denen Boden oder grof3flachigem Fugenpflaster zulassig sein.

Innerhalb dieser Freizeitgarten sind Holzhitten bis maximal 30 m3 umbauten Raum zulassig.
Dies ist ein fur diese Nutzung Ubliches MaR3. Entwicklungen zu einem Wochenend-, Cam-
ping- oder Gartenhausgebiet sind hier nicht beabsichtigt. Freisitze und Veranden sind bis zu
einer GrofRe von 10 m? zuldssig. Gartenhutten dienen grundsétzlich der Unterbringung von
Gartengeraten und anderen zur Gartennutzung benétigten Gegenstanden. Sie dienen nicht
dem dauernden Aufenthalt. Es sollen hier keine Gebaude mit Aufenthaltsraumen und Toilet-
ten oder Feuerstatten errichtet werden. Klarstellend ist explizit festgesetzt, dass Versor-
gungs- und Abwasserleitungen innerhalb der Grinflache unzulassig sind.

Die Freizeitgarten kdnnen mit maximal einer Hutte bebaut werden, sofern die Gartenparzelle
mindestens 300 m2 GroRe aufweist. Mit dieser Festsetzung soll erreicht werden, dass sich
hier keine Gartenlandschaft mit vielen Kleinparzellen und den hier aufgestellten Hitten ent-
wickelt, sondern eine Griinflache als Element der Durchgriinung und Auflockerung der stad-
tischen Bebauung.

Die vorgeschlagenen Parzellen sind im Bebauungsplan als Hinweis mit aufgenommen wor-
den. Erlauternd wird hinzugeflgt, dass es auch mit den Grundziigen der Planung nicht ver-
einbar ist, mehrere Parzellen zu erwerben und mehrere Hutten mit Zelten, Vordachern, Pavil-
lons 0.a. zu verbinden. Die dauerhafte Aufstellung von o.g. Zelten oder Pavillons ist gleich-
falls Uber die Festsetzung private Grinflache mit der Zweckbestimmung private Freizeitgar-
ten nicht gedeckt.

Zum harmonischen Einfiigen der Hitten werden zusatzlich gestalterische Festsetzungen ge-
troffen (vgl. unten).

Maflnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
89 (1) Nr. 20 BauGB

Innerhalb der Gartenparzellen sollen je angefangene 250 m2 Gartenland 1 Obstbaum ge-
pflanzt und erhalten werden. Begleitend zur neu entstehenden Fuldwegeverbindung, teils
entlang der Grenze des Landschaftsschutzgebietes, soll eine dreireihige Hecke gepflanzt
werden.

Gehdlze, die innerhalb des Planbereiches zusatzlich gepflanzt werden, sollen verschiedenen
Anforderungen gerecht werden. Sie sollen dem Biotop- und Artenschutz dienen, das Land-
schaftsbild naturraumtypisch und asthetisch wirksam beleben und eine méglichst hohe struk-
turelle Vielfalt erzeugen. Dazu ist es erforderlich, heimische und bodenstéandige Gehdlze zu
verwenden. Nur solche Gehdlze bieten der heimischen, an diese Gehdlzarten angepassten
Fauna bestmdglichen Lebensraum.

Koniferenhecken werden aus diesem Grunde ganzlich ausgeschlossen, auch im Bereich der
Wohngarten. Koniferen sind in diesem Naturraum naturfremd, verfalschen das Landschafts-
bild, sind 6kologisch schwach aktiv und kénnen negative Einflisse auf den Naturhaushalt mit
sich bringen (z.B. Bodenversauerung). Geeignete Geholzarten finden sich in den Pflanzlis-
ten. Der Zeitraum fuir moglicherweise notwendige Gehdlzpflege sollte auf das Winterhalbjahr
festgelegt sein, um den Schutz der heimischen Fauna zu gewahrleisten.
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Pflanzgebote und Pflanzbindungen
§9 (1) Nr. 25 a und b BauGB

Der im Rahmen der Grundsticksvermessung aufgenommene Gehdlzbestand innerhalb der
festgesetzten privaten Griunflache ist, soweit dieser nicht zwangslaufig fiir die Herstellung der
ErschlieBungsanlagen gefallt werden muss - durch Festsetzungen des Bebauungsplans ge-
schutzt. Hierzu gehdrt auch die naturdenkmalwirdige dreistammige Stieleiche im nordost-
lichsten Teil der festgesetzten Grinflache. Hierdurch soll einerseits der Gehoélzbestand gesi-
chert werden, andererseits aber auch der heute vorhandene etablierte Kleinstlebensraum
geschutzt werden. Die Solitarbaume pragen heute das Orts- und Landschaftsbild und sind
daher dauerhaft zu erhalten (bzw. durch geeignete Baumarten nachzupflanzen).

Zur Eingriinung des Baugebiets zu den vorhandenen Sportanlagen im Siden sollen entspre-
chende Geholzpflanzungen in Form von einer einreihigen Hecke gepflanzt werden. Der U-
bergang der Schiel3sportanlage zur Grinflache soll durch eine dreireihige Hecke markiert
werden. Diese Hecken sollen sich - neben einer extensiven Gartennutzung — auch als inner-
stadtischer Riickzugsraum fiur verschiedene Tier- und Pflanzenarten entwickeln.

Im Bereich des Wohngebietes sollen 13 StralBenb&ume die Verkehrsflachen gestalten. Sie
tragen zu einem positiven Effekt auf die asthetische Gestaltung des Planungsraumes bei und
verbessern das Kleinklima. Insbesondere gliedern sie den Stralenraum und tragen somit
mafgeblich zum stadtebaulichen Konzept bei. Sie werden seitlich der Fahrbahn zwischen
den Parkstéanden gepflanzt. Diese Pflanzmafinahmen sind Bestandteil der Ausbauplanung
und Gegenstand des ErschlieBungsvertrages mit dem ErschlieBungstrager. Auf Grund der
detaillierten Planung und Festsetzung der Bauflachen bzw. Garagen sind somit auch die
Gestaltungsmoglichkeiten fur die Grundstiickszufahrten begrenzt. Eine Verschiebung der
Baumstandorte ist dennoch in begrenztem Umfang mdglich, sofern die Parkplatze im offent-
lichen Raum hierdurch nicht geschmalert werden.

Sowohl die StraRenbdume als auch die Baume, die im festgesetzten Sondergebiet und in
der festgesetzten privaten Grinflache an mit Fahrzeugen befahrbaren Flachen (auRRerhalb
des Bebauungsplangebietes gelegen) stehen, sowie deren Wurzelraum (Baumscheibe,
Pflanzinsel) sollen vor mechanischen Schadigungen (Rindenanriss, Wurzelraumverdichtung)
durch geeignete MalRnahmen (z. B. Anordnung von Findlingen, Pollern, Baumschutzbuigeln,
Hochborde) dauerhaft geschiitzt werden. Hierzu ist eine textliche Festsetzung getroffen.

Als Ersatz fur die zur Errichtung der LArmschutzanlage am 6Ostliche Rand des Plangebietes
notwendig zu fallenden B&ume sind die entlang des Larmschutzwalls mit Pflanzgebot festge-
setzten Baume anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Damit wird der zusatzli-
che Eingriff der Larmschutzanlage gemindert und die Einbindung des Bauwerks in die an-
grenzende Gartenlandschaft unterstitzt.

Weitere Regelungen zur Begrinung und gestalterischen Einbindung der Larmschutzanlage
werden in einem stadtebaulichen Vertrag geregelt, der tGber die Errichtung und den dauer-
haften Erhalt der Larmschutzanlage zwischen dem Flacheneigentiimer und der Stadt Lever-
kusen geschlossen wird.
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2.2.3 VerkehrserschlieBung, Ruhender Verkehr

Verkehrsflachen
§ 9 (1) Nr.11 BauGB

Das Plangebiet ist verkehrsgiinstig an den rund 1 km entfernten Bahnhof Leverkusen-
Schlebusch (Verbindung Richtungen Wuppertal und Kéln) angebunden. Eine Bushaltestelle
mit den Linien 212, 214 und 226 ist auf der Gustav-Heinemann-Strale nahe dem Einmiin-
dungsbereich "Mauspfad" zu finden und damit fuBlaufig gut erreichbar. Damit ist ein ausrei-
chendes Angebot an OPNV gegeben.

Zur ErschlieBung der Wohnbauflachen ist die Herstellung einer ZufahrtsstraRe erforderlich.
Hierfir wurde bereits das Flurstiick 742 (Flur 31, Gemarkung Wiesdorf) entsprechend dem
beteiligten Bebauungsplanentwurf gebildet, das zu einer 6ffentlichen StralRe ausgebaut wer-
den soll. Am Ende der geplanten Stichstral3e ist eine Wendeanlage geplant, die das Drehen
von Pkw in einem Zug sowie das Wenden von dreiachsigen Millfahrzeugen durch Vor- und
Zurlcksetzen erlaubt. Eine Wendeanlage fur die dstliche Verlangerung ist wegen der gerin-
gen Anzahl der angeschlossenen Wohneinheiten sowie der geringen Entfernung nicht vor-
gesehen.

Fur Baugrundstiicke welche nicht direkt an der 6ffentlichen Stral3e liegen, bzw. wie im Sid-
osten, die Garage nicht innerhalb des selbigen Baugrundstiicks liegt, werden Flachen fir ein
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt, welche durch Baulast und Grunddienstbarkeiten
zu sichern sind.

Bei 22 Wohneinheiten (WE) ist mit ca. 66 Einwohnern (EW) zu rechnen. Nach der allgemein
gultigen Schatzformel EW*0,5 Pkw-Bestand*0,35 ist mit einem zuséatzlichen Quellver-
kehrsaufkommen von ca. 12 Pkw in der morgendlichen Spitzenstunde zu rechnen. Diese
Formel wird in der Regel fir Wohngebiete in Orts- und Stadtrandlage mit unbefriedigender
ErschlieRung durch den OPNV angewandt. Da hier eine gute Anbindung an den nah gelege-
nen Bahnhof gegeben ist, kann sich das Verkehrsaufkommen entsprechend verringern. Der
nach der RASt 06 (Richtlinie fir die Anlage von StadtstraBen) als Sammelstral3e einzustu-
fende Mauspfad ist geeignet das zu erwartende zuséatzliche Verkehrsaufkommen aufzuneh-
men.

Der 8 m breite offentliche StralRenraum soll mit Baumen und markierten Stellplatzen so ges-
taltet werden, dass eine Ausweisung als Verkehrsberuhigter Bereich (Zeichen 325/326
STVO) erfolgen kann. Die Verkehrsflache erhalt damit neben ihrer ErschlieBungsfunktion
auch eine ansprechende Aufenthaltsqualitat fir die Bewohner der neuen Nachbarschatft.
Dementsprechend erfolgen die Festsetzungen als Verkehrsflachen besonderer Zweckbe-
stimmung ,verkehrsberuhigter Bereich*.

Mit Festlegung der Freizeitgarten soll auch eine FuBwegeverbindung vom neuen Baugebiet
bis zur Wegeflache entlang der Bahn im Osten geschaffen werden. Im Plan ist hierzu eine
Wegeflache (Gehrecht zugunsten der Allgemeinheit) festgesetzt, die den Zugang und auch
eine Befahrbarkeit mit Fahrradern fiir die Offentlichkeit sicherstellen soll. Die Nutzbarkeit
durch die Offentlichkeit ist durch Baulast sowie eine Grunddienstbarkeit rechtlich zu sichern.
Die Herstellung erfolgt durch den ErschlieBungstrager (vgl. auch oben).
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Parkplatze, Fahrrecht
§9 (1) Nr.11 u. 21 BauGB

Mit 13 vorgesehenen offentlichen Stellplatzen im StraRenraum ist fir die geplanten 22
Wohneinheiten eine ausreichende Zahl an Parkmoglichkeiten fiir Besucher zu Grunde ge-
legt; zusatzlicher Parkdruck ist im Bestandsnetz (insbesondere StralRenzug Mauspfad) daher
nicht zu erwarten. Die privaten Stellplatze sind auf den Baugrundstiicken nachzuweisen.
Hierfur sind in der Planzeichnung entsprechende Flachen festgesetzt (siehe Kap. 2.2.1). Die
vorgesehenen Parkplatze sind im Plan zur Information innerhalb der offentlichen Verkehrs-
flache dargestellt. Eine explizite Festsetzung zu den Parkstanden wird hierzu nicht vorge-
nommen.

Stellplatze fur die Nutzer der SchieRanlage und die Nutzer der Freizeitgarten werden aul3er-
halb des Geltungsbereichs dieses Bebauungsplanes parallel zur Bahnstrecke auf stadti-
schen Grundstiicksflachen (Flurstick 639, Flur 31, Gemarkung Wiesdorf) errichtet. Diese
Stellplatze im 6ffentlichen Raum wurden ebenfalls in dem 0.g. Immissionsschutzgutachten
betrachtet, eine Unterschreitung bzw. Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 ist
gewahrleistet. Diese Flachen zahlen zum bestehenden Verkehrsraum entlang der Bahntras-
se.

Zur ErschlieBung dieser Stellplatze soll im Rahmen der vertraglich vereinbarten Erschlie-
Bungsleistung auch die vorhandene Wendeanlage fiir Pkws optimiert werden, welche heute
teilweise auf dem Grundstick der Schiitzenbruderschaft liegt. Die Herstellung der Stellplatze
sowie der Wendeanlage erfolgt durch den ErschlieBungstrager, und wird vertraglich geregelt.
Die heute noch anteilig auf einer Privatflache geplante Wendemdglichkeit soll nach einem
Zwischenerwerb und nach der Herstellung kosten- und lastenfrei der Stadt Leverkusen uber-
geben werden. Mit diesem Konzept, nadmlich der Herstellung von Parkplatzen auf3erhalb der
Freizeitgarten, kann die Versiegelung innerhalb der Grinflache minimiert werden.

2.2.4 Oberirdische Versorgungsleitungen

Eine Verkabelung Gber Masten ist mit dem Ortsbild im Plangebiet und in der Wirkung auf den
angrenzenden Freibereich nicht vereinbar. Aus diesem Grund wird im Plan die unterirdische
Fuhrung von Versorgungsleitungen zwingend festgesetzt.

2.3 Sonstige Belange

2.3.1 Entwéasserung
Das bestehende Baugebiet am Mauspfad wird durch eine Trennkanalisation entwassert.

Das Schmutzwasser aus dem Plangebiet kann durch Anschluss an dieses bestehende
Schmutzwassernetz tiber den Mauspfad abgeleitet werden.

Die Ableitung des Niederschlagswassers der privaten Baugrundstiicke kann nach den Er-
gebnissen des Hydrogeologischen Gutachtens des Biiros F.G. Miller vom 30.11.2006 Uber
eine dezentrale Versickerung auf den Baugrundstiicken erfolgen. Eine Versickerung des dort
anfallenden Wassers auf den jeweiligen Privatgrundstiicken wird im Bebauungsplan festge-
setzt. Hinweise zu den mdglichen Versickerungsanlagen sind dem o.g. Gutachten zu ent-
nehmen. Im Rahmen der Grundstiicksteilung wird geregelt, dass auch entlang der jeweiligen
Nachbargrenzen Versickerungsanlagen errichtet werden kdnnen.
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Das Niederschlagswasser aus dem o6ffentlichen StralBenraum des Plangebiets wird in den
vorhandenen Regenwasserkanal im Mauspfad eingeleitet. Fur die alternativ geprifte Versi-
ckerung des Niederschlagswassers der Verkehrsflachen im Plangebiet - unterhalb der befes-
tigten StralRenoberflache fehlen ausreichende Erfahrungen, so dass kein entsprechender
anerkannter Stand der Technik fir die Bemessung, den Bau und die Unterhaltung zur Verfi-
gung steht. Angesichts der geringen Gesamtflache der oOffentlichen Verkehrsanlagen ware
die Schaffung einer eigenen Vorflut Gber Ableitung oder Versickerung nicht verhaltnismaRig.

2.3.2 Versorgungsleitungen

Die Wasserversorgung des Plangebietes kann sowohl flr das Brauch- als auch fir das
Léschwasser aus dem vorhandenen Netz zur Verfigung gestellt werden. Die Energie- und
Medienversorgung erfolgt ebenfalls durch die Erweiterung der bestehenden Netze. Hierfur
stehen im Baugebiet mit den o6ffentlichen Verkehrsflachen ausreichend breite Leitungstras-
sen zur Verfligung.

2.4 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
§ 86 (1) BauO NRW

Die vertragliche Einbindung der neuen Wohngeb&aude und auch der gartnerischen Nutzung
in den Landschaftsraum erfordern Uber den Regelungsumfang des § 9 (1) BauGB die Auf-
nahme von Satzungen nach der Landesbauordnung in den Bebauungsplan.

Zum einen ist die Gestaltung baulicher Anlagen so geregelt, dass die Dachlandschaft durch
ein symmetrisches Satteldach mit geregelten Dachaufbauten und Dacheinschnitten ein ein-
trachtiges Bild im neuen Wohnquartier bilden wird. Die festgesetzte schwarze bzw. anthrazit-
farbene Dacheindeckung figt sich in die ortstypische Farbgebung der Dacher ein.

Die Fassaden sollen durch helle Putzflachen in Farbe und Material aufeinander sowie bezo-
gen auf die umgebende Bebauung abgestimmt wirken. Mit dem textlich festgesetzten Hell-
bezugswert (Remissionswert) von HW80 wird sichergestellt, dass auch bei individueller
Farbtonung der einzelnen H&auser ein gestalterischer Grundkonsens ablesbar bleibt. Der
Hellbezugswert kennzeichnet die Helligkeit einer Farbe so, wie unser Auge sie im Vergleich
zu einer anderen Farbe bewertet. Eine reinweil3e Flache hat dabei einen HW von 100, eine
idealschwarze Flache von 0).

In der festgesetzten privaten Grinflache werden zum harmonischen Einfligen der Hutten in
den Landschaftsraum und zur Starkung eines einheitlicheren Gesamterscheinungsbildes die
Materialitéat (Holz) und der Farbton (Holzfarbtdne, hell- bis dunkelbraun) festgesetzt.

Zum zweiten sind die Formen der zuldssigen Einfriedungen (Maschendrahtzdune, Stabgit-
terzaune, Holz-Senkrechtlattenzaune und Hecken) festgelegt, um dem aufgelockerten und
durchgriinten Charakter des gesamten Plangebietes auch bei Intensivierung der Nutzung
noch gerecht zu werden. Fiur den Fall einer Einfriedung mittels festgesetzter heimischer Sor-
ten wird auf die empfohlenen Straucher hingewiesen (vgl. Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr.
20 BauGB).

Da die Zahl und GroRRe der zur Miulltrennung erforderlichen MiullgefaBe einen erheblichen
Flachen- und Raumbedarf aufweisen, der durch Wiederholung an jedem Grundstiick noch
einmal zusatzliche Bedeutung fiir das Orts- und Straf3enbild erlangt, werden Gestaltungs-
festsetzungen zur Integration und Eingriinung dieser speziellen Nebenanlagen erforderlich.
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Wegen der weit von der Verkehrsflache abgeriickten Anordnung der larmschitzenden Rie-
gelbebauung auf den Baugrundsticken entstehen lange Zufahrten zu den Garagen. Aus ge-
stalterischen Griinden, zur Reduzierung der versiegelten Flachen und zur deren verbesser-
ten Integration in die Hausgarten werden entsprechende MafRRnahmen zur Durchgriinung
festgesetzt.
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2.5 Umweltbelange und Abwagung

2.5.1 Voraussichtliche Umweltfolgen

Der Bebauungsplan Nr. 170/l "Mauspfad" wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung
nach § 13 a BauGB aufgestellt. Die Bauflachen im Plangebiet erstrecken sich auf einen bis-
her unbebauten Teil des bestehenden Siedlungsbereiches, dessen AulRenkante durch die
Sportanlagen und die Bebauung im Bereich "Alte Heide" vorgegeben ist. Damit erfolgt eine
Abrundung des Siedlungskdrpers im Bestand. Eingriffe, die mit diesem Bebauungsplan vor-
bereitet werden, gelten nach 8§ 13a (2) Nr. 4 BauGB fiir Bebauungsplane der Innenentwick-
lung als vor der Planaufstellung erfolgt bzw. zulassig. Nach dem jetzigen Stand der Planung
ist innerhalb des Allgemeinen Wohngebiet mit einer Neuversiegelung fur Gebaude und Ne-
benanlagen von ca. 4.620 m2 auszugehen. Im Bereich des Sondergebiets ist im Wesentli-
chen der Bestand gesichert. Begrenzte bauliche Erweiterungen bis zu ca. 215 m? sind mog-
lich. Diese Flachengrofen liegen insgesamt deutlich unter dem Schwellenwert des Falltyps
Nr. 1 von 20.000 m?, fir den 0.g. Regelungen zum Ausgleich zutreffen.

Gleichwonhl sind die Belange des Umweltschutzes einschlie3lich des Naturschutzes und der
Landschaftspflege bei der Planung zu beriicksichtigen und MaRnahmen zur Vermeidung und
Verminderung sowie der Gestaltung der Landschaft abzuwagen bzw. entsprechend vorzu-
schlagen.

Schutzgut Tiere und Pflanzen

Norddstlich der im Plan festgesetzten Griinflachen
verlauft die Dhinn. lhre Flache ist hier, auRerhalb
des Plangebiets jeweils bis zur Oberkante der Bo6-
% schungen als Flora-Fauna-Habitat-Gebiet (FFH)
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ausgewiesen (siehe Kap. 1.5). Da der Abstand zum
bereits bebauten Gebiet und zu den Bauflachen im
Plangebiet 300 m unterschreitet, kann — gemaf der

¥ Verwaltungsvorschrift zur Anwendung der nationalen
N%* Vorschriften zur Umsetzung der FFH-RL und Vogel-

> schutz-RL  v. 26.4.2000 - von einer FFH-
X Vertraglichkeit nicht grundsatzlich ausgegangen
X werden. Ausschlaggebend fiir die Meldung zu die-
sem FFH-Gebiet sind die Erlen-Eschen- und Weich-
holz-Auenwalder und der prioritdre Lebensraum des
Flussneunauges. Das Gebiet hat dariiber hinaus Bedeutung fir FlieRgewasser mit Unter-
wasservegetation, fir den Hainsimsen-Buchenwald, den Stieleichen-Hainbuchenwald, das
Bachneunauge und die Groppe.

In  Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehdérde wird jedoch eine FFH-
Vertraglichkeitsuntersuchung als entbehrlich angesehen, da mit den Grinflachen zwischen
Neubaugebiet und Dhinn ein Puffer gegeben ist. Ein Materialeintrag durch die Baumal3-
nahme in die Dhiinn ist daher ausgeschlossen. Auch wird kein Regenwasser von versiegel-
ten Flachen eingeleitet, so dass die Bebauung keinen negativen Einfluss auf die wertpra-
genden Elemente des FFH-Gebietes haben wird.

5 VIS

Der Anwendung des beschleunigten Verfahrens stehen insofern keine Anhaltspunkte fir ei-
ne Beeintrachtigung der Schutzgiter nach § 1 (6) Nr. 7 Buchstabe b BauGB (libergeordnete
Schutzgebiete) entgegen. Die ebenfalls im vorstehend gezeigten Kartenausschnitt abge-
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grenzte Flache BK-4908-127 des Biotopkatasters NRW bzw. das Landschaftsschutzgebiet
2.2-12 bezeichnet einen Raum fiur die "Erhaltung und Wiederherstellung eines stadtokolo-
gisch bedeutenden Flusslaufes mit begleitenden bodenstandigen Gehdlzstrukturen sowie mit
Vernetzungsfunktion fir den Biotopverbund”.

Das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften wurde durch eine Gelandebegehung und
eine Kartierung im August 2006 erfasst. Dabei werden zur Darstellung der Biotope im Kon-
text auch die benachbarten Flachen betrachtet.

Das geplante Baugebiet selbst wird durch eine Gartenbrache in der Baullicke am "Mauspfad"
und im Ubrigen durch Intensivgriinland und strukturarme Zier- und Nutzgéarten charakteri-
siert. Hierbei handelt es sich um im Naturraum h&ufige Biotoptypen mit geringer bis mittlerer
Bedeutung fur den Naturhaushalt. Auch wurden im gesamten Plangebiet keine seltenen oder
gefahrdeten Arten beobachtet, sie sind aufgrund der Biotopstruktur, bzw. der Nutzung der
Flachen auch nicht zu vermuten.

Mit dem Bau des Wohngebietes gehen diese Biotoptypen verloren. Der Verlust von Lebens-
raumen fur die im Plangebiet zurzeit vorhandenen Tierwelt (Vogel, Insekten und Kleinsau-
ger) kann innerhalb des Plangebietes nicht ausgeglichen werden. Durch die angrenzenden
Grunflachen gibt es die Mdglichkeit diese Lebensrdume aufzusuchen. Der Verlust der Bioto-
pe kann vor Ort weder gemindert noch verringert werden. Durch die im Einfamilienhaus Ubli-
cherweise Anlage von Hausgarten und das Anpflanzen von StraRenbaumen kann die Struk-
turvielfalt im Plangebiet jedoch aufgewertet werden.

Die im Bebauungsplan festgesetzte Grinflache "Freizeitgarten" ist Teil der in Richtung Bach
(Dhiinn) anschlieRenden Zier- und Nutzgarten und stellt sich heute Gberwiegend als struktur-
reiche Flachen dar. Diese sind, obwohl dem Punktwert im Rahmen der Eingriffs-Ausgleichs-
Bewertung dem vorgenannten Intensivgrunland gleich, auf Grund lhrer Lage im Biotopver-
bund (siehe Biotopkataster NRW) wesentlich wertvoller und fir eine Bebauung nicht heran-
zuziehen. Diese Garten sollen mit dem in der Planzeichnung festgesetzten Geholzbestand
erhalten bleiben und bei Neuordnung der Gartenparzellen mit einem Obstbaum je angefan-
gene 250 m? bepflanzt werden. Zusatzlich wird entlang der neu herzustellenden Fuliwege-
verbindung und im Ubergang zum Grundstiick mit der SchieRanlage jeweils eine 5 m breite
Hecke errichtet. Hierdurch wird den bereits hier lebenden Tierarten das Fortbestehen auf
dem von der Planung betroffenen Gebiet ermdglicht. Desgleichen stellen die linearen He-
ckenstrukturen einen Ersatz fur den durch die Bebauung verursachten Verlust von Verbin-
dungskorridoren fir die lokal vorkommenden Tierpopulationen dar.

Grundsatzlich sollten nur heimische und bodenstéandige Gehdlze verwendet werden. Hierzu
bieten die empfohlenen Pflanzlisten ausreichend Auswahl. Diese Gehdlze bieten der heimi-
schen, an diese Gehdlzarten angepassten Fauna bestmdoglichen Lebensraum. Das Anpflan-
zen und der Ersatz von Koniferen und auch Koniferenhecken sind grundsatzlich nicht zulas-
sig. (siehe auch Kap. 2.2.2)

Innerhalb der festgesetzten privaten Grinflache bleibt die markante Stiel-Eiche zusammen
mit dem Ubrigen Gehdlzbestand erhalten. Ein Eingriff in den Geholzbestand ist nicht beab-
sichtigt.

Zum Schutz der Baume vor Schaden durch Fahrzeuge und Verdichtung des Wurzelraums
werden die Baume, deren Standorte an die befahrbaren Flachen am Weg entlang der Bahn
grenzen, mit in die festgesetzten SchutzmalRnahmen fir Pflanzinseln und StraRenb&dume in
der offentlichen Verkehrsflache einbezogen. Wegen der Nahe zur bereits genannten Stielei-
che wird eine enge Abstimmung bei Baumalinahmen mit der Unteren Landschaftsbehdrde
notwendig.
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Die weitere Verdichtung der Wohnbaulandreserveflache im Bereich der Ortslage Manfort zur
Entwicklung von Einfamilienhausgrundstuicken ist durch die MaRnahmen innerhalb der Frei-
zeitgarten trotz der angefihrten Eingriffe und Beeintrachtigungen fir die Tier- und Pflanzen-
welt vertretbar.

Innerhalb des Sondergebietes wird die bestehende SchieRanlage planungsrechtlich abgesi-
chert. Die nicht bebauten Bereiche sind als Extensivrasen genutzt. Eine begrenzte Erweite-
rung des Vereinshauses konnen hinsichtlich Flora und Fauna als vertraglich angesehen
werden.

Schutzgut Boden

Bei den Bdden innerhalb der festgesetzten Grinflachen handelt es sich nach den Bodenkar-
ten des Geologischen Dienstes NRW aufgrund ihrer Bodenfruchtbarkeit um schutzwirdige
Bdden der Stufe 1 und besonders schutzwiirdige Boden der Stufe 3; die Bdden im Bereich
des Baugebiets werden der Schutzstufe 1 zugeordnet. Schutzwiirdige Béden werden grund-
satzlich ausgewiesen fur die Boden(teil-)funktionen Archiv der Natur- und Kulturgeschichte,
hohes Biotopentwicklungspotenzial (Extremstandorte) und hohe natirliche Bodenfruchtbar-
keit/Regelungs- und Pufferfunktion.

Hinsichtlich ihrer naturlichen Funktionen haben diese Bboden eine mittlere bis hohe Bedeu-
tung. Boden mit hoher Bodenfruchtbarkeit sind neben der Funktion fir den Naturhaushalt
auch als Standorte fir Kulturpflanzen geeignet und bieten hohe Ertragsstabilitat.

Die Nutzungen im Bereich der festgesetzten Griinflachen bleiben unverandert gegentiber der
heutigen. Es sollen hier lediglich Wege in wasserdurchlassigen Belagen hergestellt werden.
und bei Garten mit mehr als 300 m? maximal eine Hutte bis zu 30 m3® und ein befestigter
Freisitz mit maximal 10 m2 Grundflache zuléssig sein. Mit schatzungsweise 8 (bei Realisie-
rung des Vorschlags im Bebauungsplan) bis maximal 14 (rein rechnerisch ermittelten) mogli-
chen Hutten kann der Eingriff hier als vertraglich bezeichnet werden.

Mit der geplanten Wohnbebauung wird allerdings die natturliche Bodenfunktion unwieder-
bringlich beeintrachtigt und kann somit nicht erhalten bleiben. Im Sinne einer Nachverdich-
tung kann demgegeniber jedoch der Freiraumverbrauch im Auf3enbereich mit vergleichbar
fruchtbaren Boden minimiert werden.

Mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird im Bereich des Allgemeinen Wohngebie-
tes eine Neuversiegelung der Béden auf den Baugrundstiicken bis zu 60 % ermdglicht. Eine
Vermeidung von Eingriffen in den Bodenhaushalt Uber das im Bebauungsplan festgesetzte
Malf3 hinaus wird nicht getroffen, da in diesem Baugebiet die Mdglichkeit eréffnet werden soll,
auf kleineren Baugrundstiicken Einfamilienh&user, aber auch Doppelh&user zu errichten. Bei
diesen Haustypen ist die Festlegung der nach § 17 BauNVO bestimmten Obergrenzen des
Mafes der baulichen Nutzung unabdingbar und dient durch eine flachensparende Bebauung
letztendlich dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden. Die Eingriffe in den Boden sind
bei Durchfihrung einer Bebauung nicht zu vermeiden und im Plangebiet nicht auszuglei-
chen.

Innerhalb des festgesetzten Sondergebiets bleibt die bisherige Nutzung — unter Einbezie-
hung begrenzter Erweiterungsmoglichkeiten — grundsétzlich weiter erhalten.

Hinsichtlich der Bebauung ist darauf hinzuweisen, dass sich das Plangebiet nach Aussagen
des Geologischen Dienstes NRW gemal der Karte der Erdbebenzone und geologischen Un-
tergrundklassen der BRD im Ubergangsbereich zwischen den Erdbebenzonen 1 und Null in
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der Untergrundklasse T befindet, so dass entsprechende bautechnische MalRnahmen erfor-
derlich werden. In der DIN 4149 (Geltung seit 2005) sind die entsprechenden bautechni-
schen MaRnahmen aufgefuhrt.

Ein entsprechender Hinweis ist im Bebauungsplan aufgenommen.

Nachteilige Umweltfolgen in Bezug auf Bodendenkmaler, Kampfmittel und sonstige Altlasten
sind im Plangebiet nicht bekannt oder zu erwarten. Eine Qualifizierung des Bereichs der
SchielRanlage als Altstandort schlief3t keine nachweisbaren Bodenverunreinigungen ein.

Schutzgut Wasser

Oberflachengewdasser sind im Plangebiet nicht vorhanden. In dem geplanten Wohngebiet
konnen jedoch insgesamt bis zu 60 % der Grundstiicksflachen durch bauliche Anlagen und
ihre Zufahrten eingenommen werden. Der Bau der ErschlieBungsstral3en flhrt zusatzlich zur
Versiegelung. Damit geht Versickerungsflache in hohem Malf3 verloren, und die Grundwas-
serneubildung wird gemindert.

Durch die Méglichkeit und Pflicht zur Versickerung von Niederschlagswasser gemaf Lan-
deswassergesetz Nordrhein-Westfalen kann der Eingriff in den Wasserhaushaushalt zumin-
dest minimiert werden. Lediglich fur die offentlichen Verkehrsflachen erfolgt eine Ableitung
Uber den im Mauspfad vorhandenen Regenwasserkanal.

Im Bereich des Sondergebietes bleibt der Eingriff aufgrund der Bestandsabsicherung und
dem Wegebau aus wasserdurchlassigen Materialien vernachlassigbar.

Innerhalb der festgesetzten Grinflache findet eine Versiegelung lediglich im Bereich von
Hutten und ihren Freisitzbereichen statt und ist nicht als erheblich anzusehen. Die Herstel-
lung der geplanten FuRwegeverbindung muss in wasserdurchlassigen Materialien erfolgen
und ist damit eingriffsminimierend.

Die voraussichtlichen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt kdnnen insgesamt als vertrag-
lich angesehen werden.

Schutzgut Kleinklima/Luft

Lokalklimatisch gesehen gehort das Plangebiet zum Freilandklima. Aufgrund der Bebauung
am Ortsrand ist eine Verschiebung des Kleinklimas von einer Ortsrandsituation zu einer Si-
tuation innerhalb der Ortslage gegeben. Der klimatisch-lufthygienisch wichtige Raum des
Grinzugs Dhinn wird damit verschmalert. Diese Auswirkungen lassen sich nicht ausglei-
chen, sind aber auch nicht als erheblich einzustufen, da das Baugebiet vorhandene Sied-
lungskonturen abrundet und der grine Korridor von rund 80 m Breite eine ausreichende
Frischluftschneise bietet. Durch die Anpflanzung von StraRenbaumen sollen wiederum giins-
tige Wirkungen auf das Kleinklima erzielt werden.

Eine konsequente Sudorientierung der Gebaude kann aufgrund der gewahlten Erschliel3ung,
der Grundstiickszuschnitte, der festgelegten Geb&udestellungen (auch aus Grinden des
Immissionsschutzes bei der geplanten Riegelbebauung im Osten) nicht geplant werden. Al-
lerdings weisen zehn nach Westen orientierte Gebaude durch Anordnung als Doppelhdauser
eine energetisch gunstigere kompakte Bauform auf.

Zur Begrenzung der nachteiligen Klimaauswirkungen kann jedoch auch die Entwicklung ei-
nes an den OPNV- angebundenen Standortes aufgrund der Unabhé&ngigkeit der Nutzer vom
motorisierten Individualverkehr beitragen.
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Schutzgut Mensch

Das Wohngebiet ist Gerduscheinwirkungen durch den Bahnverkehr auf der Guterzugstre-
cke ca. 90 m ostlich des Plangebiets, der Schiel3anlage in 6stlicher Nachbarschaft und der
Sportanlage stdlich des Plangebiets ausgesetzt.

Zur Konfliktvermeidung zwischen der geplanten Wohnbebauung und den bestehenden
Larmquellen wurden verschiedene Schallschutzgutachten erstellt (siehe Kap. 2.2).

Im Ergebnis wurde zum einen festgestellt, dass die SchielRanlage vor Realisierung der
Wohngebaude larmmindernde Konstruktionen nachweisen muss. Zum anderen sind an den
einzelnen Wohngebauden passive MaBnhahmen durchzufuhren, welche die Ruhe in den Auf-
enthaltsraumen gewahrleisten sollen. Um den Larmeintrag in die Wohngéarten zumindest
tagsiber auf einen fur ein Allgemeines Wohngebiet vertraglichen Wert zu reduzieren, ist im
Osten des Wohngebiets eine Riegelbebauung Uberwiegend aus Doppelhdusern und Gara-
gen geplant.

Das bedeutet, der Schallschutz im Wohngebiet wird einerseits durch die Larmschutzwand
und den passiven Schallschutz der AuBenbauteile aber auch durch die geschlossene Anord-
nung der dstlichen Bebauung sowie durch aktive LA&rmschutzmaflinahmen an der Schief3an-
lage erreicht. Zur Gewahrleistung dieser larmmindernden MaRRnahmen sind im Bebauungs-
plan entsprechende Festsetzungen getroffen. Auch nach Umsetzung der aktiven und passi-
ven Larmschutzmafnahmen kénnen die Orientierungswerte der DIN 18005 am neu entste-
henden o6stlichen Siedlungsrand (obere Fassadenteile des Geb&uderiegels zur Larmquelle
hin) tagsiber und nachts insgesamt nicht eingehalten werden. Fir den Aufenthalt im Wohn-
haus und tagsiber in nahezu allen Auenwohnbereichen kdnnen durch die gewahlten Malf3-
nahmen gesunde Wohnverhaltnisse sichergestellt werden.

Die nach den Farbkarten des Larmgutachtens fir den Gesamtlarm in 2 m Hoéhe tber Grund
prognostizierten Uberschreitungen der Orientierungswerte (vgl. Abb. 5) im siidlichen Rand-
bereich der 6stlichen Gebaudereihe kbnnen im Rahmen der Abwégung hingenommen wer-
den, da die in der Prognose enthaltenen Sicherheiten sowie die zusatzlichen, im Modell nicht
bertcksichtigten larmmindernden Einbauten und Bepflanzungen auf den privaten Grundstui-
cken eine tatsachliche Uberschreitung der Orientierungswerte auch auf den in der Karte ge-
kennzeichneten kritischen Flachen unwahrscheinlich bzw. unerheblich werden lassen.

Das sudliche Eckgrundstiick nahe der Tennishalle, dessen Garten mit einem hdheren als
dem im Anhang zur DIN 18005 fir ein Allgemeines Wohngebiet angesetzten Orientierungs-
wert von 55 dB(A) belastet werden kann, kann mit vertretbarem Aufwand nicht mehr zusatz-
lich abgeschirmt werden. Die bei voller Ausnutzung der von der Bahn prognostizierten Stre-
ckenbelastung zu erwartenden Einwirkungen liegen jedoch nur geringfligig oberhalb des O-
rientierungswertes und deutlich unterhalb des Wertes fur ebenfalls zum Wohnen geeignete
Dorf- und Mischgebiete von 60 dB(A). Eine erhebliche Beeintrachtigung der Gesundheit ist
daher trotz der einzelnen Uberschreitung des anzusetzenden Orientierungswertes nicht ge-
geben.

Fur Kleingarten und Parkanlagen gibt die DIN 18005 im Anhang einen Orientierungswert
von 55 dB(A) ohne Unterscheidung von Tag- und Nachtzeit vor. Die heute bereits larmvorbe-
lasteten Garten profitieren zwar von den herzustellenden aktiven Larmschutzmal3nahmen
der Schiel3sportanlage, dennoch werden am Tag weiterhin mehr als 65 dB(A) erreicht. Diese
Werte entsprechen einem Gewerbegebiet.

Die festgesetzten Freizeitgarten unterliegen daher weiterhin ungeschiitzt den Larmimmissio-
nen durch den Guterverkehr. Der Schutz vor dem Bahnlarm kénnte am ginstigsten unmittel-
bar am Gleiskorper erfolgen. Hierzu besteht jedoch fur die Deutsche Bahn AG keine Veran-
lassung. Anderungen an der Bahnanlage durch Dritte werden seitens der Bahn nicht gestat-
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tet.

Im Plangebiet werden jedoch keine Grinflachen mit langerer Aufenthaltsfunktion vorgese-
hen, da diese in der Tat ein entsprechendes Schutzbedirfnis haben, was hier als nicht reali-
sierbar angesehen wird. Der voriibergehende Aufenthalt zur Bewirtschaftung der Flachen
wird jedoch als zumutbar angesehen.

Landschaftsbild

Der Wert des Landschaftshildes bemisst sich vor allem nach den in § 1 Landschaftsgesetz
Nordrhein-Westfalen genannten Kriterien Vielfalt, Eigenart und Schénheit. Fir das Erho-
lungs- und Erlebnispotential einer Landschaft ist zusatzlich die Zuganglichkeit fir Erholungs-
suchende von Bedeutung.

Das Landschaftsbild des Untersuchungsgebiets stellt sich als Griinraum aus Weideland und
Garten mit diversen Geholzstrukturen dar. Eine Zuganglichkeit der Landschatft ist heute fur
die Allgemeinheit nicht gegeben.

Insgesamt gesehen hat das Landschaftsbild des Untersuchungsgebietes aufgrund der
schlechten Zuganglichkeit eine geringe Bedeutung fiir das Erholungspotential, lediglich fur
die Gartenbesitzer selbst. Hinzu kommt, dass sich das Plangebiet zwischen Ortsrandbebau-
ung, Sportanlagen (Tennis/Badminton, Schief3anlage), Bahnstrecke und Dhiinn befindet.
Trotzdem kommt es durch die Errichtung baulicher Anlagen und das Entfernen von Vegetati-
on zur dauerhaften anlagebedingten Beseitigung von Wert gebenden Elementen fir das
Landschaftsbild und zur visuellen Verfremdung. Dies wird jedoch nach Bebauung relativiert,
da das Plangebiet an bestehende Siedlungsflachen anschlie3t und somit kiinftig den neuen
Ortsrand mitbilden wird. Die vorhandenen Géarten werden neu geordnet und ful3laufig vom
Mauspfad und von dem der Bahn parallel verlaufenden Wegeverbindung erschlossen.

Zur Verminderung der Eingriffe in das Landschaftsbild sind im Wohngebiet keine grund-
stiicksbezogenen PflanzmaflZnahmen erforderlich. Allerdings sollen die einzelnen Nutzungen
durch PflanzmafRnahmen gegliedert und eingebunden werden. Das erfolgt durch eine anzu-
pflanzende einreihige Hecke im Ubergang vom Wohngebiet zur Tennisanlage.

Zusatzlich wird die Hohenentwicklung der Geb&aude durch die Zulassigkeit von einem bzw.
zwei Vollgeschossen und die Festsetzungen von maximal zuléassigen First- und Traufhéhen
eingeschrankt, um die Neubaubebauung mdglichst wohlproportioniert in das vorhandene
Orts- und Landschaftsbild zu integrieren. Das Malf3 der baulichen Nutzung ist dem im Ort
vorgefundenen angepasst, so dass hier von einem vertraglichen Einfligen in das Ortsbild
ausgegangen werden muss. Durch die anzupflanzenden Stralienbdaume kann das Ortsbild
allgemein aufgewertet werden.

Durch die planungsrechtlich abgesicherten Freizeitgarten wird keine gravierende Verdnde-
rung des bisherigen Landschaftsbildes stattfinden. Die festgesetzte HittengréfRe von maxi-
mal 30 m3 bei einer GrundsticksmindestgrofRe von mindestens 300 m2 verhindert die Errich-
tung von malfistabssprengenden Baukorpern innerhalb des Plangebietes. Zusétzlich sind
Obstbaumpflanzungen in den Gartenparzellen und zur Eingriinung der Griinflache im Uber-
gang zum Schitzengrundstiick sowie entlang der neuen Wegeverbindung eine dreireihige
Hecke geplant. Sofern fur die neu entstehende Larmschutzwand Baume entfallen, wurden
Neupflanzungen im Bebauungsplan festgesetzt. Die Larmschutzanlage selbst wird zudem
dauerhaft begrunt, diese MalRgabe wird Gegenstand des stadtebaulichen Vertrages mit dem
Flacheneigentimer. Die Wahrung des Landschaftsbildes ist somit gesichert.
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Im Sondergebiet bleiben die bestehenden Baume erhalten, soweit sie nicht ebenfalls fir die
Larmschutzwand entfallen, wofir entsprechende Neupflanzungen vorgesehen sind.

2.5.2 Zusammenstellung der umweltbezogenen Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2
BauGB, die in der Offenlage ausgelegt wurden

- Uberschwemmungsflachen der Dhiinn Stellungnahme vom 10.03.2009

- FFH- Vertraglichkeit Stellungnahme vom 12. Méarz 2009

- Boden Stellungnahmen Geologischer Dienst
vom 29.10.2007 und 09. Méarz 2009

- Kampfmittelrdumdienst Stellungnahme vom 23.10.2007

- Bodendenkmalpflege Stellungnahme vom 31.10.2007

- Schonung der Umwelt Stellungnahme NABU vom 13.11.2007

2.6 Zusammenfassung

Der hier vorgelegte Entwurf fir die Aufstellung eines Bebauungsplanes fir eine rund 0,77 ha
grol3e Nettowohnbaulandflache im Bereich Mauspfad geht davon aus, dass

- sich die geplanten 22 Gebaude in die Eigenart des Ortsteils einfligen,

- mit den geplanten Einzelhdusern und der moderaten Bebauungsdichte eine ange-
messene und wichtige Ergdnzung des Wohnraumangebots im Stadtteil Manfort ver-
bunden ist und

- die einbezogenen Grinflachen als Pufferzone zur Dhiinn mit dem sie umgebenden
Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiet sinnvoll und vertraglich entwickelt und ge-
nutzt werden kdnnen.

Das Wohngebiet Mauspfad ist aus larmtechnischer Sicht, insbesondere wegen der Verlar-
mung durch die Giterverkehrstrasse, problematisch. Allerdings bestehen gewichtige stadte-
bauliche Griinde, auch ein derart schalltechnisch problematisches Gebiet zu Giberplanen.
Die Flache ist im Flachennutzungsplan als Wohnbauflache dargestellt, liegt innerhalb des
Siedlungsgefiiges und ist daher eine MaRnahme der Innenentwicklung. Das Wohnbauvorha-
ben kann also ohne zusatzliche Flacheninanspruchnahme im AuRenbereich umgesetzt und
dabei Natur und Landschaft geschont werden. Auf3erdem ist im Stadtteil Manfort, der kaum
noch zusammenhangende Wohnbaupotentiale aufweist, zusatzlicher Wohnungsbau, insbe-
sondere im Einfamilienhausbereich, sinnvoll und (auch in Hinblick auf die Sozialstruktur)
notwendig.

Auf die Konflikte zwischen dem Schutzanspruch im Bereich des geplanten Allgemeinen
Wohngebietes und den umgebenden Emissionsquellen des Bahn- und gewerblichen Sport-
larms wird — nach Abwéagung der Belange — dem Standort angemessen mit Festsetzungen
zur Entstehung einer Riegelbebauung sowie zum aktiven und passiven Larmschutz reagiert.
Erganzend wird der Hinweis ,|armvorbelastet” aufgenommen. Insgesamt kénnen gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse durch die baulichen, technischen und organisatorischen
Maflnahmen (Geb&auderiegel als Schallschutz, Larmschutzwand, Festsetzung von Schall-
dammung usw.) gewabhrleistet werden.

Nach Umsetzung des gewahlten Schutzkonzeptes ist im Ergebnis Folgendes festzuhalten:
- Die neu entstehende 6stliche Siedlungskante (obere Fassadenteile des Gebauderie-
gels zur Larmquelle hin) wird auch nach Ausschopfung der aktiven und passiven
Schutzmafl3inahmen weiterhin hohen Immissionsbelastungen von mehr als 60 dB(A)
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sowohl tags als auch nachts ausgesetzt sein. In Anbetracht der ansonsten erzielten
Schutzwirkung fur die Riegelbebauung selbst (Larmschutzwand, Schalldammung der
schutzbedurftigen RAume, Mdglichkeit alternativer Grundrisslésungen mit Ausrich-
tung zur Westseite und geschiitzte Au3enwohnbereiche im Larmschatten rickwartig
der Larmschutzwand und dem Gebauderiegel) und wegen der weitgehend abge-
schirmten Wohnlagen innerhalb des Plangebietes (vgl. unten) einschlief3lich der an-
grenzenden Bestandsbebauung ist dies dennoch vertretbar.

- Bei der Betrachtung des prognostizierten Gesamtlarms (vgl. Abb. 8), der auch der
Tatsache mehrerer einwirkender Schallguellen Rechnung tragt, ergibt sich fiir das
stidliche Eckgrundstiick der Riegelbebauung weiterhin eine Uberschreitungen der O-
rientierungswerte der DIN 18005 (tags) fur die Aul3enwohnbereiche im Larmschatten.
Diese kann jedoch im Rahmen der Abwagung hingenommen werden, da die in der
Prognose enthaltenen Sicherheiten sowie die zusatzlichen, im Modell nicht bertck-
sichtigten larmmindernden Einbauten und Bepflanzungen auf den privaten Grundsti-
cken eine tatsachliche Uberschreitung der Orientierungswerte auch auf den in der
Karte (vgl. Abb. 8) erkennbaren kritischen Flachen unwahrscheinlich bzw. unerheb-
lich werden lassen. Auf die betroffenen Gebaude kann im stadtebaulichen Entwurf
nicht verzichtet werden. Ebenso wenig ist eine zusatzliche Festsetzung larmabschir-
mender Einbauten entlang der Verkehrsflachen bzw. der Grundstiicksgrenzen mag-
lich, ohne erhebliche Nachteile fiir die Gestaltung des Baugebiets und seines 6ffentli-
chen Raums hervorzurufen.

- Nachts werden in den AuRenwohnbereichen im Plangebiet erhdhte Larmwerte ge-
genlber den Orientierungswerten der DIN 18005 erzielt, eine Nutzung der Flachen
nach 22 Uhr ist jedoch uniblich. Das Schutzziel ist fur die Aul3enwohnbereiche auf
den Beurteilungszeitraum Tag (6 bis 22 Uhr) beschrankt und wird mit der Gberwie-
genden Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 fir die AuRenwohnberei-
che im Larmschatten als erreicht angesehen.

- Der Schutz der Wohninnenrdume (schutzbedurftige RAume) im Plangebiet kann im
Nachtzeitraum durch eine entsprechende Schalldammung inkl. schallgedammter Lif-
tungseinrichtungen sichergestellt werden.

Als positiver Effekt erfahrt die bislang ungeschuitzte Bebauung im Bestand entlang des
Mauspfads eine deutliche Reduzierung der Larmbelastungen.

2.7 Nutzungs- und Flachenbilanz, Planvollzug und Kosten

Plangebiet gesamt 16.992,00 m2 100 %
Sondergebiet 3.357,00 m2 20 %
Freizeitgarten 4.292,00 m2 25 %
Verkehr, 6ffentlich 1.648,00 m2 10 %
Nettowohnbauland 7.695,00 m2 45 %

Die fir die ErschlieBung erforderlichen Flachen befinden sich bereits Uberwiegend in der
Hand eines Eigentimers (siehe Kap. 1.8), der zugleich als ErschlieBungstrager auftritt. Die
Teilflache in privatem Eigentum, die zur Herstellung der sidlichen Eckausrundung an der
Einmindung der Verkehrsflache in den Mauspfad erforderlich wird, kann durch den o.g. Fl&-
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cheneigentimer freihandig erworben werden. Ein Grundstticksankauf wird auch fir die Neu-
ordnung der Wendemadglichkeit am Weg an der Bahn und fiir die spatere Ubertragung der
Flache an die Stadt notwendig.

Der Flacheneigentimer bzw. der ErschlieBungstrager verpflichtet sich, nach Herstellung des
Planungsrechts unverzuglich mit der Herstellung der ErschlieBungsanlagen innerhalb sowie
in Randlage des Bebauungsplangebietes zu beginnen und diese zlgig abzuschlie3en. Hier-
zu schliefdt der ErschlieBungstrager mit der Stadt Leverkusen einen ErschlieRungsvertrag.
Zur Sicherung der Durchfiihrung und zur Folgekostenregelung wird auf3erdem ein stadtebau-
licher Vertrag mit dem Flacheneigentiimer (zugleich ErschlieBungstrager) geschlossen.

Ein zuséatzlicher stadtebaulicher Vertrag wird die Errichtung und dauerhaften Erhalt der
Larmschutzanlage am 0Ostlichen Gebietsrand sicherstellen. Des Weiteren wird eine 6ffentlich-
rechtliche sowie grundbuchliche Sicherung verfolgt. Im Rahmen dieses Vertrages wird auch
die Uber die Ersatzpflanzung der zu fallenden Baume hinausreichende flachenhafte Begru-
nung der LArmschutzwand vereinbart.

Diese Vertrage und die vertragliche Vereinbarung mit der Schitzenbruderschaft zu den
Schallschutzmaflinahmen sind Voraussetzungen fir den Satzungsbeschluss. Parallel hierzu
sollen die Baugrundstiicke angeboten werden, um eine Umsetzung auch der Bebauung Uber
einen Zeitraum von drei Jahren ab Rechtskraft der Satzung zu ermdglichen.

Der o.g. Flacheneigentiimer tragt die Kosten des Bauleitplanverfahrens einschlieZlich samtli-
cher notwendiger Untersuchungen (Immissionsschutz, Entwasserung, Umwelt/Okologie) des
Plangebietes.

Die aus der Herstellung der Larmschutzmaflinahmen fir die Schiel3anlage entstehenden
Kosten gehen gleichfalls zu Lasten des o0.g. Flacheneigentiimers. Dies wurde zwischenzeit-
lich zwischen dem o.g. Flacheneigentiimer und der Schitzenbruderschaft vertraglich verein-
bart. Die passiven SchallschutzmalBhahmen am 6stlichen Wohngebietsrand (LArmschutzan-
lage) sowie an der SchiefRanlage mussen vor der Erteilung von Baugenehmigungen fur die
Wohnbebauung durchgefihrt werden.

Bonn, den 8. Juni 2011 Leverkusen, den 2011
J] it

‘ gez.
Ralf Thielecke Lena Zlonicky

Stadtebauliche Arbeitsgemeinschaft



Anhang 1

BESTAND - BIOTOPTYPEN

(Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft, NRWW 1996)

- 1.1 Versiegelung durch Gebsude, Bw 0

1.1 Versiegelung durch Wege und Platze, Bw 0
3.2 Intensivgrinland (Schafweide), Bw 4

4.1 Zier- und Nutzgérten, strukturarm, Bw 2
4.2 Zier- und Nutzgarten, strukturreich, Bw 4
4.3 Intensivrasen (SchieBstand), Bw 2

4.5 Extensivrasen, Bw 3

5.1 Gartenbrache < 5 Jahre, Bw 4

1.3 Kiesflachen, Gleisanlagen, Bw 1

6.6 Standortheimischer Laub- oder Nadelwald, Bw 9@
7.2 Geringfiigig verbaute FlieRgewasser, Bw 7
8.1 Hecken, Gebiische, Ufergehdlze, Bw 7

Laubbaum
Nadelbaum

Hecke, standortfremd

Em Grenze Geltungsbereich




	1 Vorgaben
	1.1 Lage und Geltungsbereich des Plangebiets
	1.2 Anlass und Ziel der Planung
	1.3 Ausgangssituation / Problemdarstellung 
	1.4 Planverfahren
	1.5 Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung
	1.6 Änderungen nach der frühzeitigen Beteiligung
	1.7 Änderungen nach der öffentlichen Auslegung
	1.8 Planungsvorgaben
	1.9 Bestandssituation

	2 Städtebauliche Planung
	2.1 Siedlungs- und Baustruktur
	2.2 Planungsrechtliche Festsetzungen 
	2.2.1 Allgemeines Wohngebiet sowie Sondergebiet "Schießanlage"
	2.2.2 Grünflächen, Gehrecht, Pflanzgebote und –bindungen,  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
	2.2.3 Verkehrserschließung, Ruhender Verkehr
	2.2.4 Oberirdische Versorgungsleitungen

	2.3 Sonstige Belange
	2.3.1 Entwässerung
	2.3.2 Versorgungsleitungen

	2.4 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen § 86 (1) BauO NRW
	2.5 Umweltbelange und Abwägung
	2.5.1 Voraussichtliche Umweltfolgen
	2.5.2 Zusammenstellung der umweltbezogenen Stellungnahmen nach § 3 Abs. 2 BauGB, die in der Offenlage ausgelegt wurden
	2.6 Zusammenfassung


	2.7 Nutzungs- und Flächenbilanz, Planvollzug und Kosten


